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4. Jahrgang H eft 36 20. Dezember 1931

Wahre Creditoren am Jahresschluß
vg l. H e ft 35, Seite 545/546.

1 6 A B ilanz1 Jahresabschluß
Creditoren

Unter der Bezeichnung Creditoren, Gläubiger 
bzw. Warenschulden werden neben den Schulden 
für erhaltene Lieferungen und Leistungen vielfach 
auch andere Schuldposten m it ausgewiesen, die 
nicht als Schulden für Lieferungen oder Leistungen 
anzusprechen sind, vielmehr Rückstellungen, pas­
sive Verrechnungsposten, Interims- und Reserve­
konten, Geheimkonten, fingierte Schuldposten, lang­
fristige Schulden, Anzahlungen der Kundschaft usw. 
darstellen. Durch die Verquickung derartiger 
Posten m it den eigentlichen Schulden für empfangene 
Lieferungen und Leistungen werden letztere viel zu 
hoch ausgewiesen, und man kommt infolgedessen 
zu einer ganz falschen Beurteilung über die Höhe 
und das Ausmaß der tatsächlich vorhandenen kurz­
fristigen Verbindlichkeiten auf Grund von Liefe­
rungen oder Leistungen.

Die klare Ausweisung
der Creditoren hat daher folgendes zur Voraus­
setzung :
1. Alle Verpflichtungen für empfangene Liefe­

rungen oder Leistungen gehören in das Credi- 
toren-Kontokorrent und sind unter der Bezeich­
nung „Verbindlichkeiten auf Grund von Waren­
lieferungen und Leistungen“  in der Bilanz aus­
zuweisen. (Vgl. Bilanzrechnungen lt. Notverord­
nung unter Passiva V, 4.) Die Salden dieser 
Posten werden zweckmäßig allmonatlich in eine 
besondere Creditoren-Saldenliste eingesetzt und 
dort addiert, um durch Abstimmung des End­
betrages der Saldenliste m it dem Saldo des Haupt- 
buch-Kontokorrentkontos „Creditoren“  zu über­
wachen, daß das Creditorenkontokorrent über­
haupt und in sich stimmt.

2. Die Anzahlungen der Kundschaft werden, der 
Zweckmäßigkeit wegen, nicht im Creditoren­
kontokorrent, vielmehr im  Debitorenkontokor­
rent geführt, indem die geleisteten Anzahlungen 
den betreffenden Kundenkonten zu kreditieren 
sind. Die aus dem Debitorenkontokorrent aus­

zusondernde Gesamtsumme der von der Kund­
schaft geleisteten Anzahlungen ist nicht von 
den Debitoren abzusetzen und auch nicht unter 
der Bezeichnung „Verbindlichkeiten auf Grund 
von Warenlieferungen“  auszuweisen; denn das 
eine wäre so unrichtig wie das andere. Vielmehr 
ist der Betrag entsprechend der Notverordnung 
unter Passiva V, 3 unter dem Titel „Anzah­
lungen der Kunden“  gesondert zu bringen.

3. Aufgenommene Kredite und Darlehen sind gleich­
falls als solche gesondert zu nennen und zwar 
gemäß der Notverordnung unter Passiva V, 2 
unter der Bezeichnung: „A u f Grundstücken der 
Gesellschaft lastende Hypotheken, soweit sienicht 
Sicherungshypotheken sind oder zur Sicherung 
von Anleihen dienen, Grundschulden und Ren­
tenschulden“ . Die Zusammenfassung m it dem 
Titel V, 4 (Verbindlichkeiten auf Grund von 
Warenlieferungen und Leistungen^ ist unzu­
lässig.

4. Alle vorgenommenen passiven Rückstellungen 
sollen nicht mehr unter „Verbindlichkeiten für 
Lieferungen und Leistungen“ , vielmehr unter 
dem Sondertitel „Rückstellungen“  in der Bilanz 
erscheinen. (Vgl. die Notverordnung unter Pas­
siva Abt. I I I ) .  Unter diese Gruppe fallen ins­
besondere

Rückstellungen fü r:
Steuern und Abgaben irgendwelcher A rt 
Beiträge zur Angestellten- und Arbeiter­

versicherung
Berufsgenossenschaftsbeiträge 
Ersatzansprüche wegen Lieferungsmängeln 
Provisionen usw. der Vertreter und Vermittler 
rückständige noch auszuzahlende Löhne 
noch nicht abgerechnete Reise- usw. -Spesen 
voraussichtlich noch zu erteilende Gutschriften 
voraussichtliche Kosten schwebender Prozesse 
bereits ausgeführte, aber noch nicht berech­

nete Leistungen usw.
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zu zahlende Darlehen- oder Obligationszinsen 
für zu zahlendes Aufgeld bei ausgelosten Teil­

schuldverschreibungen, die rückzuzahlen 
sind

zu zahlende Bankzinsen und Provisionen 
Aufsichtsratsitzungen und Aufsichtsratver­

gütungen
Tantiemeverpflichtungen gegenüber Vorstand 

und leitenden Angestellten.
Es ist darauf zu achten, daß diese Rückstellungs­

konten tunlichst nicht niedriger und nicht höher 
dotiert werden, als den voraussichtlich später ein­
tretenden Verpflichtungen bzw. Leistungen ent­
spricht. Nach E in tritt der Verpflichtung sind die 
Kontensalden unverzüglich abzurechnen, da sonst 
fortgeführte Habensalden wie fiktive Verpflich­
tungen bzw. Sollsalden wie Forderungen wirken, 
die es nicht sind. Die Konten werden zweckmäßig

unter der Kontenplangruppe „Rückstellungen“

als selbständige Hauptbuchkonten registriert und 
als solche geführt. In das Creditorenkontokorrent 
sollten sie im  Interesse einer guten Übersicht und 
Organisation nicht genommen werden. Selbstver­
ständlich führt man, wegen der besseren Abrech­
nung, vorstehende Konten weitmöglichst unterteilt. 
So wird man zweckmäßig für jede A rt von Steuern 
und Beiträgen ein besonderes Rückstellungskonto 
einrichten.

Z. B. b e i  S t e u e r n  
für Körperschafts- bzw. Einkommensteuer 

,, Gewerbeertragsteuer 
,, Grundvermögensteuer 
,, Hauszinssteuer 
,, Industrieumlage 
,, Lohnsummensteuer 
,, Vermögensteuer 
,, Umsatzsteuer 
,, Öffentliche Abgaben 
,, Handelskammerbeitrag 
,, Berufschulbeiträge 
,, Kapital verkehrsteuer usw.

Z. B. b e i B e i t r ä g e n  z u r  A n g e s t e l l ­
t e n -  u n d  A r b e i t e r v e r s i c h e r u n g  
für Krankenversicherungs-Beiträge 

„  Invalidenversicherungs-Beiträge 
,, Erwerbslosenfürsorge-Beiträge 
,, Reichsversicherungs-Beiträge usw.

Die Einzelkonten bieten zugleich gute Kontroll- 
möglichkeit für jede Spezialsache.

Passive Verrechnungen.
Diese sind -laut Notverordnung unter Passiva, 

Abt. V I, und zwar unter der Bezeichnung: 
„Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen“  
anzuführen. Hierher gehören alle sogenannten 
„Creditoren-Übergangsposten“ , die auch unter der
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Bezeichnung „transitorische Posten“  oder „an ti- 
zipative Passiva“  bekannt sind.

A ls  B e i s p i e l  d i e n e :
Die Ware ist eingegangen und auf Lager genom­

men, erscheint auch m it in der Inventur und infolge­
dessen auch m it unter den Vermögenstiteln in der 
Bilanz, die Rechnung des Lieferanten steht da­
gegen noch aus; sei es, daß der Lieferant m it der 
Berechnung noch rückständig ist oder laut Verein­
barung die Berechnung erst zu einem späteren 
Termin erfolgen darf. In diesem Fall ist bei Ein­
gang der Ware zu buchen:

per Waren-Vorrat (oder ähnlich) 
an Creditoren-Übergangskonto.

Geht dann die Rechnung des Lieferanten später 
ein, wird die Buchung zu lauten haben:
per Creditoren-Übergangskonto 
an Lieferanten (Einzelkonto des Lieferanten),

womit das Creditoren-Übergangskonto ausgeglichen  ̂ >
wird.

Ein weiteres Beispiel:
Ein Unternehmen hat Anlagen oder Räume ver­

pachtet bzw. vermietet: Die Pacht bzw. Miete wird 
laut Vereinbarung für einen längeren Zeitraum, der 
nicht m it dem Rechnungsabschnitt der Bilanz über­
einstimmt, von dem Pächter oder Mieter im voraus 
bezahlt. In diesem Fall lautet die korrekte Buchung:

per Kasse oder Bank
an Konto Pachten- und Mietenvorauszahlung.

Das Konto Pachten- und Mietenvorauszahlung 
ist m it dem Betrag zu belasten, der fü r den Rech­
nungsabschnitt, der dem Abschluß zugrunde liegt, 
in Frage kommt. Der in einem späteren Rechnungs­
abschnitt zu vereinnahmende Betrag bleibt auf 
Konto „Pachten- und Mieten Vorauszahlung“  als 
passiver Verrechnungsposten (laut Notverordnung 
„Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen“  ge- S> 
nannt) stehen. In den Fällen, wo an Stelle der 
fehlenden Lieferantenrechnungen zur Vervollständi­
gung der Verpflichtungen, die schweben, das Cre­
ditoren-Übergangskonto benutzt werden muß (siehe 
erstes Beispiel), hat dasselbe einstweilen das Liefe­
rantenkonto zu ersetzen und zwar so lange, bis die 
Lieferantenrechnung vorliegt. Auch die Konten 
der sogenannten „passiven Verrechnung“  bzw. 
„Posten, die der Rechnungsabgrenzung dienen“ , 
sollten nicht im Creditorenkontokorrent geführt 
werden. Vielmehr sollte man dafür Hauptbuch­
konten einrichten und solche unter obiger Gruppen­
bezeichnung im  Kontenplan einrangieren. Solche 
Maßnahmen erleichtern und verbessern die Organi­
sation der Buchhaltung und die Präzision der 
Bilanzierung.

Prokurist Ernst K e ß l e r ,  Revisionsleiter.
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Beleg und B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 36 
20. Dezember 1931 Ä 6 A B ilanz

Jahresabschluß 
Abschlußbogen (1)

Wie sieht der Abschlußbogen zu Ihrer Bilanz aus? (1)
Es ist selbstverständlich, daß der gewissenhafte 

Buchhalter die Abschlußbuchungen in seinen Bü­
chern erst dann vornehmen wird, wenn er die Ge­
wißheit hat, daß er alles berücksichtigen kann, ohne 
daß die Gefahr besteht, daß nachträglich noch ge­
ändert werden soll oder einige Buchungen noch 
nachgetragen werden müssen. In vielen Fällen 
macht man die Buchungen zunächst in einer Kladde 
—  eingetragen m it Bleistift, so daß man sie m it dem 
Radiergummi jederzeit ändern kann — , von wo aus 
dann, nachdem die Geschäftsleitung alles genehmigt 
hat, die Eintragungen in Reinschrift in die laufen­
den Bücher erfolgen. Am einfachsten und klarsten 
ist es aber, wenn der Bilanzbuchhalter einen beson­
deren Bilanzabschlußbogen anfertigt, der nach­
einander die sich beim Abschluß ergebenden not­
wendigen Buchungen so veranschaulicht, daß alle 
Zusammenhänge sofort übersichtlich vor Augen 
liegen. Je umfangreicher die Buchhaltung eines 
Betriebes ist, desto weniger wird der Abschlußbogen 
vermieden werden können, wenn die Übersicht 
über die Abschlußbuchungen erhalten bleiben soll. 
Wie leicht wird sonst irgendein wichtiger Posten 
vergessen oder eine Buchung übersehen! —

Es gibt nun
verschiedene Möglichkeiten, den Abschlußbogen auf­

zustellen.

Man wird die angewandte Methode den Bedürfnissen 
des Betriebes entsprechend aufziehen. Es gibt eine 
bestimmte allgemeine Standardmethode, die dem 
Buchhalter aus Lehrbüchern und Unterricht noch 
aus seiner Schulzeit wohl bekannt ist, die aber in der 
Praxis nicht unbedingt am brauchbarsten zu sein 
braucht. Es ist immer zweckmäßig, das Grundsätz­
liche, das das Lehrhafte immer an sich haben muß, 
in der Praxis im  Einzelfalle nicht schematisch an­
zuwenden, sondern den gegebenen Verhältnissen 
anzupassen. Es kann ja auch Wege geben, auf 
denen man sicherer und besser zum Ziele kommt.

Nicht nach der üblichen Lehrmethode verfahren.

Nehmen w ir zunächst einmal einen Abschluß­
bogen zur Hand, der den üblichen Lehrmethoden 
entspricht. W ir finden auf einem solchen Bogen die 
üblichen vier Spalten: Summen-Bilanz, Salden- 
Bilanz, Inventar und Gewinn- und Verlustrechnung, 
also wie folgt:

A B S C H L U S S B O G E N  für die Bilanz per 31. Dezember 1931.

Summen - Bilanz, Salden - Bilanz, Inventarberich­
tigungen, Erfolgsbilanz und Abschlußbilanz.

Die obige Aufstellung hat weiter den Nachteil, 
daß es aus ihr nicht ohne weiteres ersichtlich ist, wie 
die einzelnen Inventurberichtigungsbuchungen Zu­

sammenhängen. Die Berichtigungen, die für transi­
torische Posten, Abschreibungen und Bestands­
differenzen vor dem endgültigen Abschluß des Ver­
lust- und Gewinnkontos gemacht werden müssen, 
erscheinen in dem Abschlußbogen nach obigem 
Schema nicht gesondert. In Kleinbetrieben oder in 
sonstigen Betrieben, in denen diese Berichtigungen 
nur geringen Umfang haben, mag dies nicht weiter
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In  dieser Aufstellung ist zunächst die Reihenfolge 
der einzelnen Spalten nicht der Reihenfolge der Vor­
gänge bei den Abschlußbuchungen entsprechend. 
Die Abschlußbuchungen gehen folgendermaßen vor 
sich: zuerst werden die Unterschiede der Buch­
salden von den Inventarwerten ausgebucht ( v o r  
a l l e m  B e s t a n d s d i f f e r e n z e n ,  A b ­
s c h r e i b u n g e n  u n d  t r a n s i t o r i s c h e
P o s t e n ) ,  dann die Übertragungen der Erfolgs­
konten auf das Gewinn- und Verlustkonto gemacht 
und schließlich die endgültigen Buchungen auf das 
Bilanzkonto, wobei sämtliche Konten abgeschlossen 
werden. Die Reihenfolge wäre also normalerweise:

Konto
Summen-Bilanz

Soll | Haben

Salden-

Soll

Bilanz

Haben

Inve

A k tiva

ntar

Passiva

Gewinn- u r 
rechn 

Verlust

d Verlust- 
ung

Gewinn

56 120.12 55 910.— 210.12 210.12 — .— —  —
185 449.88 154 200.— 31249.88 49 160.— — .— — •—

E inrichtung ................................................ 2 l6 l . —  
19I 450.12 150 070.62

2161.—  
41 379-50

1
7i

945 —  
689.50 30 310.—

I 
1 

1' 
i

9 I 50-50 — .— 9 150.50 — •— — •— 9 150.50 • -
949 — 280.— 669.— — ■—

84
— .— 669.— 50 —

Kapital .........................................................
Transitor. K o n to ........................................

84 820.—
— 1—

84 820.—
50 —

820.—
— i—

445 280.62 445 280.62 84 820.— 84 820.— 123 054.62 115 130.— 10 035.50 17 960.12

115 130 — 10035.50

7 924.62 Reingewinn 7 924.62
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unangenehm sein. Sind diese Buchungen jedoch um­
fangreich, so ist es besser, wenn sie gleichfalls in 
einer besonderen Spalte eingesetzt werden.
Sondern so!

Machen w ir unseren Bilanzabschlußbogen nun 
so auf, daß er den tatsächlichen Vorgängen bei den 
Buchungen entspricht, so richten w ir folgende 
Spalten e in : Summen-Bilanz, Salden-Bilanz, Inven­
tarberichtigungen, Erfolgsbilanz (Gewinn- und Ver­
lustrechnung) und Abschluß-Bilanz. Das Inventar, 
das der obige Bogen enthielt, würde also hier weg­
bleiben. Das ist jedoch ohne weitere Bedeutung, da 
das Inventar sowieso vor dem Bilanzabschluß genau 
aufgestellt werden muß, also bei der Durchführung 
der Abschlußbuchungen bereits vorliegt. Zur Fest­
stellung der Inventurberichtigungsposten genügt 
ein Vergleich der Ziffern in der Salden-Bilanz m it 
den Angaben des Inventars.

Recht deutlich werden uns die Vorteile eines Ab­
schlußbogens in dieser Form, wenn w ir uns ein Bei­
spiel aus einem Großbetrieb vor Augen führen, bei 
dem eine ganze Reihe von Inventarberichtigungen 
nötig sind und bei dem es auch besonders interessiert, 
die Gesamtsumme einzelner Posten (z. B. Abschrei­
bungen) zu erfahren. Sind die Buchungen, die 
für die Inventarberichtigungen noch vorgenommen 
werden müssen, auf den einzelnen Konten recht 
zahlreich, so wird die Abschlußarbeit weiter wesent­
lich dadurch erleichtert, daß man neben dem Ab­
schlußbogen noch eine besondere Aufstellung an­
legt, in der die Umbuchungen im einzelnen für 
jedes Konto festgehalten werden, jedoch nur die 
Gesamtsumme der Kontoveränderungen in die 
Spalte der Inventarberichtigung im Abschlußbogen 
übernommen wird.

Als ein Beispiel diene folgendes:

A B S C H L U S S B O G E N  für die Bilanz per 31. Dezember 1931

Summenbilanz Saldenbilanz Inventarberichtigung Erfolgsbilanz Abschlußbilanz

Soll Haben Soll Haben Soll Haben Soll Haben A k tiv a Passiva

331 202.85 585 324.30 2 745 878.55 _____ _____ 46 188.171) __,__ __.— 2 699 690.38 — .—

339 172 34 612 118.— I 727 054.34 — .— 172 70S.431) — .— 1 554 348.91

6 259.0.5 —  _ 6 259,05 — 6 258.051) 1.—
__t— I.--- — .— — • — .--- — ,— — .

890 672.13 318 4  295.37 2 706 376.76 — .— 913 375-73 --- — .— 913 375-73 3 619 752.49 — •—
375 605.51 n s  725.81 259 879.70 — .— — .— --- .--- — .— --- .--- 259 879.70 .

304 59Ć-I5 263 354.85 41 24I.3O — .— — .— 200.— — .— --- .--- 41 041.30 .
540 337-08 312 180.— 228 157.08 — .— — .— 3 157.081) — .— --- ---- 225 000.— .—
224 488.24 4 267 311.18 2 957 177.06 — .— — .— 4 7 177.061) — .— --- •--- 2 910 000.— .

--- .--- 6 305 000.— --- .— 6 305 000.— — .— --- .—- .— --- .--- — .— 6 305 000.—
--- .--- 2 042 710.— --- .— 2 O42 710.— — .— — .— — .— --- .--- — .— 2 042 710.—

6 l2  118.12 8 299 933-87 --- .— 2 687 815.75 — .— — .— — .— --- .--- — .— 2 687 815.75
--- .--- 276 678.--- — .— 276 678.— — .— — .— — .— --- .--- — .— 276 678.---
--- .--- 34 125.— --- .— 34 125.— — .— — .— — .— --- ---- — .— 34 125.—
____ — .— — 1 275 485.79') — .— 275 48579 --- ---- — .— — .—

9 515.80 9 515.80 — .—
____ __.— — .— — •— 200.— — .— 200.— --- .--- — .— — .—

28 312.18 — .— 28 312.18 9 51580 18 796.38 .  --- — —

72 II2.O8 — .— 72 112.08 — .— — .— --- .— 72 112.08 --- ---- — .— — .—
573 878.65 — 573 878.65 — .— — .— — }— 573 878.65 --- •---- — .— — .—

298 756.38 26 298 756.38 n  346 328.75 n  346 328.75 1 w »  577.32 285 201.59 940 472.90 913 375-73 n  319 231.58 u  346 328.75
913 375.73 11 3J9 231.58

27 097.17 Verlust 27 097-1,

Im m obilien 
Maschinen . 
W erkzeuge. 
Fuhrpark . 
Patente. .  . 
Waren . . .
Konsign.ware.
Kasse........
Wechsel . . 
Debitoren . 
Eigenkapital 
Reserve . 
Credito ren. . .  
Hypotheken . 
Obligationen. 
Abschreibung. 
Transit.-Konto 
Kass’d iff.-K to. 
Versicherung 
Steuern ..
A llg . Unkosten!

u>

Die notwendigen Buchungen beim Abschluß

können w ir an Hand dieser Tabelle ohne weiteres 
ablesen. Sie lauten in der Reihenfolge des Ab­
schlußbogens :

1. Für die Inventarberichtigungen:

a) Per Abschreibungen
an verschiedene Bestandskonten

b) Per Transitorisches Konto
an verschiedene Erfolgskonten

c) Per Warenkonto (da gemischtes Kto.)
an Gewinn- und Verlustkonto.

b) Per Gewinn-(Ertrags-)Konten
An Gewinn- und Verlustkonto

3. Für die Abschlußbilanz:
a) Per Bilanzkonto

An Aktiva

b) Per Passiva
A n  B ila n z k o n to

Eine dritte Methode, die aus der amerikanischen 
Buchhaltungspraxis stammt,' wird im zweiten 
Januarheft des Interesses halber geschildert.

2. Für die Gewinn- und Verlustrechnung:

a) Per Gewinn- und Verlustkonto
An Verlust-(Aufwands-)Konten

Diplom-Kaufmann Karl B e r g .
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Beleg und  B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 36 
20. Dezember 1931

9 A Revisionswesen 
W irtsch a ftsp rü fe r (2)

Buchführung und Buchprüfung /  Wirtschaftsprüfer

U. A. w. g.
Bescheidene Fragen zur Wirtschaftsprüfer-Frage.

In  den „G rundsä tzen  über den B egriff der selbständigen 
und hauptbe ru flichen  T ä tig k e it als W irts c h a fts p rü fe r“  
finde t m an als w esentlichen und au ffa llenden  Gesichts­
p u n k t die A u ffassung vertre ten, daß der Angeste llte  einer 
„P rü fungsgese llscha ft“  W irtsch a ftsp rü fe r n ic h t werden 
kann. Dabei is t m an offenbar, da m an schon in  den 
Z u l a s s u n g s  bedingungen, also sozusagen 
auf dem Vorplatz des Wirtschaftsprüferheiligtums 
die P roku ris ten  oder gesetzlichen V e rtre te r von  P rü fungs­
gesellschaften von  dieser „V o rausse tzung “  ausn im m t, 
von dem fo rm a len  Gedanken ausgegangen, daß die V er­
an tw o rtu n g  fü r  den B e rich t, die Beschein igung usw. die 
beauftragte  Prüfungsgese llschaft als solche träg t.

Es is t h ie r festzuste llen, daß die H auptste lle  beim  
Deutschen In d us trie - und  Handelstag auch h ie r w ieder, 
w ie schon in  H e ft 33 festgeste llt, einen S ch ritt zu r P ro m i­
nentenzüch tung  getan hat, der der g rundsä tz lichen  F or­
derung der fach lichen  E ignung  g la tt w ide rsprich t.

Je m ehr solcher P unkte  sich häufen, desto m ehr ha t 
m an den E in d ru ck , daß die abso lu t überspannten, m an 
kann  n u r sagen, „sogenann ten “  fach lichen  Voraus­
setzungen eben gerade auch wegen der Überspannung 
nu r In s tru m e n t sind, den W irtsch a ftsp rü fe rk re is  ad l ib i­
tu m  und n ic h t nach den fach lichen  Kenntn issen zu be­
schränken. N iem and w ird  sagen können, was das A n ­
geste lltenve rhä ltn is  m it  dem Grade der fach lichen  E ig ­
nung und  T ü c h tig k e it zu tu n  ha t, w enn m an sich n ich t 
au f den gerade von  den heutzutage bestim m enden Stellen 
bekäm pften S tandpunkt stellen w il l ,  daß „n a tü r lic h  
der Herr Major mindestens um x "/0 tüchtiger und 

schlauer
sei als der H e rr H a u p tm a n n “ .

Kom ische Leute, kom ischere Fach leute !
A m  kom ischsten aber deshalb, w e il die Zulassungs­

bedingungen fü r  R evis ions- und  Treuhandgesellschaften 
das Q u a litä tsp rinz ip  —  w ir  e rinn e rn  uns, daß im  v o r­
bereitenden K a m p f um  den W irtsch a ftsp rü fe rb e ru f gerade 
von  den je tz t bestim m enden B e ru fsve rtre te rn  die Pauke 
der Q u a lif ik a tio n  besonders la u t und  na ch ha ltig  ge­
schlagen w urde —  w ö rtl ic h  so fassen:

„V orausse tzung  fü r  die A usübung der W irtsch a fts ­
p rü fe r tä tig k e it durch  die Gesellschaften is t, daß m inde­
stens e i n M itg lie d  ih res Vorstandes bzw. ih re r Geschäfts­
fü h ru n g  als W irtsch a ftsp rü fe r beste llt is t und die Voraus­
setzungen u n te r I  (das s ind die fü r  E inzelpersonen gel­
tenden persönlichen und fach lichen  Voraussetzungen) 
e r fü l l t . “

W o ra u fh in  w ir  n ic h t n u r p rom p t eine Gesellschafts­
g ründung m it  750 R echtsanw älten und e inem  W ir t ­
schaftsprü fer, sondern auch eine andere erlebten, deren 
Le ite r, G ründer und M ita rb e ite r sich so zusam m ensetzt: 
1 V o lk s w irt, 1 Regierungsrat, I  H ande lsrich te r, 1 W erbe­
fachm ann, 1 D ip lo m -K a u fm a n n , 1 S taatsanw altschafts­
ra t und dann end lich  —  1 W irtsch a ftsp rü fe r u. a. . . ■

D ie Folgerungen, die sich h ieraus ergeben, s ind so 
sonnenkla r, daß darüber ke in  W o r t zu ve rlie ren  ist. 
Schärfer als es die „G ru n d sä tze “  tu n , können  die „ Z u ­
lassungsbedingungen“  w o h l ka u m  desavouiert werden. 
D ie W ir ts c h a ft k la g t und  k r it is ie r t  —  und das m it  Recht 
—  dauernd an der s taa tlichen  Bestim m ungsm achere i 
herum . H ie r hatte  e inm a l die W ir ts c h a ft und speziell 
ih re  O rgan isationen Gelegenheit, zu zeigen, w ie  m an 
k la r , unabhäng ig  und e inw and fre i a rbe ite t. Und? —  
U nd —  — ? Siehe oben.

D avon abgesehen, daß die b isherige Beste llungspraxis, 
vo llko m m e n  organ isa tions p o l i t i s c h  e ingeste llt, w ie

in  H e ft 33 nachgewiesen wurde, P rom inen tenzüch tung  
in  R e in k u ltu r  be tre ib t, geht sie in  ih ren  Bestim m ungen 
h in s ich tlich  der Revisionsgesellschaften (A G ., K G aA , 
und G. m . b. H .) ganz o ffens ich tlich  
vom Prinzip des Geldbeutels
aus. Denn ta tsäch lich  w ird  ja  der Befähigungsnachweis 
durch  P rü fu ng  n u r von  E inzelpersonen gefordert, die 
ke ine „G ese llscha ft“  und  keine „B e z ie h u n g “  h in te r  sich 
haben. A u f der anderen Seite aber kan n  das W o r t „A u s ­
lese“  im  Sinne e iner A usw ah l nach dem K önnen  n ic h t 
la u t genug betont werden. D ie  A ngeste lltenscha ft h a t v o ll­
kom m en rech t, wenn es ih r  m e rkw ü rd ig  erscheint, daß es 
m ög lich  sein soll, daß z. B. e in  W erbe fachm ann als V o r­
s tandsm itg lied  zusamm en m it  dem R e n o m m ie r-W irt­
scha ftsprü fe r e iner Revisionsgesellschaft doch p raktisch  
als den „ fa c h lic h e n  Voraussetzungen“  entsprechender 
W irtsch a ftsp rü fe r a u f t r it t ,  w ährend  der A ngeste llte , der die 
A rb e it in  dubio ta tsäch lich  gem acht hat, die der Renom- 
m ie r-P rü fe r  gar n ic h t a lle in  bew ältigen kann , nach den 
„G run d sä tze n “  n ic h t „q u a lif iz ie r t “  is t. Ob daran die 
V ero rdnung  des R W M . vom  3 1* 31 p rak tisch  etwas
ändern w ird , ersche in t m ehr als zw e ife lha ft.

A ber die Sache is t noch v ie l sch lim m er. D ie W ir t ­
scha ftsprü fe r so llen vo llkom m en  unabhäng ig  sein von 
dem zu prü fenden U nte rnehm en :

Diesen als se lbstverständ lich  anzusehenden Gesichts­
p u n k t s tre ifen  die „G rundsä tze “  u. a. ebenfalls bei der 
E rö rte ru n g  der Selbständigkeitsfrage, w enn sie sagen, 
daß die ze ichnungsberechtig ten V e rtre te r von E inze l­
p rü fe rn  und  die gesetzlichen V e rtre te r oder P roku ris ten  
von  P rüfungsgesellschaften n u r dann als selbständig 
gelten, „w e n n  sie s ich bei der D u rch fü h ru n g  der W ir t ­
scha ftsprü fungen n ic h t an D ienstanw eisungen zu ha lten  
haben, die sie ve rp flich ten , R evis ionsberich te  oder G ut­
achten als W irtsch a ftsp rü fe r auch dann zu unterschreiben, 
w e n n  d e r e n  I n h a l t  s i c h  n i c h t  m i t  i h r e r  
Ü b e r z e u g u n g  d e c k  t . “

M an ka n n  n ic h t ohne weiteres annehm en, daß diese 
B estim m ung u n k la r  oder zw eideutig  sein so ll. A lso 
e in d e u tig ! U nd da fä l l t  es au f, daß ke in  Sterbenswörtchen 
von der e rfo rde rlichen  Selbständigkeit der ve ra n tw o rt­
lichen  P rüfungsgese llschaft selbst gesagt w ird .

H o len  w ir  etwas w e ite r aus:
„ H e r r  L ., T re u h a nd d ire k to r“ , schre ib t u n te r der Über­

s c h rift :
Industrieskandale und Wirtschaftsprüfung,
die R olle  der B ankentreuhandgese llschaften1) —  fo lgendes:

„ D ie  F ä lle  häu fen  sich, w o in fo lge  speku la tive r Be­
tä tig u n g  oder du rch  die E xpansionsw ut und G roßm ann­
sucht der le itenden Organe große Gesellschaften und 
Konzerne in  S chw ierigke iten  geraten. Fast ausschließ­
lic h  haben diese großen U nternehm ungen der K o n tro lle  
sogenannter Bankentreuhandgese llschaften un te rs tan ­
den. W eshalb haben die P rü fungen  n ic h t die Fehld ispo­
s itionen  aufgedeckt oder doch ve rh inde rt, daß sie solches 
Ausm aß w ie  die N ordw olle , K a rs ta d t, Schultheiß  usw. an ­
nehm en kon n te n  . . .

D ie B e rich te rs ta ttu ng  is t abhängig  von den Interessen 
und dem W ille n  der Bankengruppen. In  den R edaktions­
z im m ern  der G roßbanken werden die Berich te  erst g ründ­
lic h  f r is ie r t  und zusam m engestrichen. D ie Banken ver­
h inde rn  d u rch  ih re  M ach ts te llung  die E n tw ic k lu n g  unab­
hängiger R evis ions - Gesellschaften nach englischem  
M uste r.“

Es is t gar ke ine Frage, daß der T reuhandd irek to r L . 
weiß, w ie  die D inge liegen. D ie z it ie rte n  Sätze finden ih re

l ) V o rw ä rts  N r. 507 v. 29. 10. 31.
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e inw and fre i unabhängige B estä tigung bei Keß ler1), dessen 
„B u ch fü h ru n g s - und K a p ita ld e lik te “  gerade in  diesem 
Zusam m enhang und  gerade je tz t gar n ic h t genug be­
achtet werden können. Im  Gegensatz h ie rzu  vergleiche 
m an, was Voß2) schre ibt, der sich im  „T re u h a n d a rc h iv “  
p lö tz lic h  über die W irtsch a ftsp rü fe rfrag e  im  vo lls tänd igen  
Gegensatz zu seiner b isherigen H a ltu n g  v o l l k o m m e n  
ausschweigt und  bezeichnenderweise als F üh re r der V er­
fü h rte n  —  selbst W irtsch a ftsp rü fe r geworden —  nach 
m einer In fo rm a tio n  als geschäftsführendes Vorstands­
m itg lie d  des V D B . ausscheidet (siehe, e r  h a t’s geschafft 
und  ha t es n ic h t nö tig , den o ffensich tlichen  Skandal zu 
v e rtu s c h e n !):

„B e i der Zulassung von  Treuhandgesellschaften w a r 
m an in  den Zulassungs- und P rü fungste llen  darüber 
im  Z w e ife l, ob m an bei der Bewerbung der T reuhand­
gesellschaften oder eines ih re r  V o rstandsm itg lieder auch 
die Frage zu untersuchen hatte, ob diese Gesellschaften 
bzw. ih re  V orstandsm itg liede r als unabhäng ig  anzu­
sprechen seien. D ieser Gedanke tauchte  vo r a llem  bei 
solchen Gesellschaften auf, die m it  irgende iner W ir t ­
schaftsgruppe in  enger V erb indung  stehen. D ie H a u p t­
stelle h a t s ich  m it  dieser Frage w iede rho lt und  eingehend 
befaßt. M an m ußte zu dem Ergebnis kom m en, daß die 
Frage der O b je k tiv itä t und der U nabhäng igke it e iner 
W irtsch a ftsp rü fu n g  im  e inzelnen Falle  bei der Zulassung 
ke ine  R olle  sp ie lt. H ie r is t n u r zu untersuchen, ob die 
Se lbständigkeit und die hauptbe ru fliche  T ä tig k e it neben 
den übrigen  Voraussetzungen gegeben is t. Ob eine Gesell­
scha ft oder e in  E in ze lp rü fe r als unabhäng ig  und o b je k tiv  
gelten kann , das sp ie lt n ic h t generell bei der Zulassung, 
sondern n u r bei der Ü berw achung der T ä tig k e it des W ir t ­
schaftsprü fers eine R olle . Sie gehört also n ic h t in  den 
Rahm en der B estim m ungen über den W id e r ru f.“

Und nun  w ird  die Sache fü r  m ein  G efühl u n m itte lb a r 
w itz ig , w enn m an die B estim m ungen der H auptste lle  über 
den von Voß z itie rte n  W id e rru f liest. D a s teh t:

„D ie  Beste llung kann  von der fü r  sie zuständigen 
Stelle w id e rru fe n  werden, wenn eine der notwendigen 
Voraussetzungen der Beste llung weggefa llen is t oder 
wenn die U n r ic h tig k e it der Nachweise über die abge­
legte P rü fu ng  dargetan w ird .

D ie Beste llung kann  von  der Landesregierung oder 
der von ih r  beauftrag ten  Stelle fe rne r w id e rru fe n  w er­
den, w enn die zuständige Zulassungs- und P rü fu ng ­
ste lle  fes ts te llt, daß dem ö ffen tlich  bestellten W ir t ­
scha ftsprü fe r die fü r  die A usübung dieses Berufs er­
fo rde rliche  Z uve rläss igke it im  S i n n e  d e r  G r u n d ­
s ä t z e  d e r  H a u p t s t e l l e  f e h l t . “
A lso m arsch, m arsch zu rü c k  zu den „G ru n d sä tze n “ . 

Und siehe da: h ie r finde ich , w ie  schon gesagt, ke in  Ster­
benswörtchen über die no torisch  abhängigen P rü fungs- 
g e s e l l s c h a f t e n !  G esellschaften! 1 G esellschaften! ! !  
D arüber finde ich  aber auch n ich ts in  den „G rundsä tzen  
fü r  die Berufsausübung des W irtsch a ftsp rü fe rs “ . Im  
w esentlichen is t da
nur von Onkeln und Tanten die Rede:

„ .  . . (4) Is t eine Prüfungsgese llschaft m it  der P rü ­
fung  beauftrag t, so is t es als e in  maßgebender E in fluß  
im  Sinne der vorstehenden B estim m ungen un te r Abs. 2 
N r. 1 und 2 insbesondere stets dann anzusehen, wenn
a) e in  Inhaber, Gesellschafter oder gesetzlicher V er­

tre te r des zu prü fenden U nternehm ens m it  e inem  
M itg lie d  der G eschäfts führung oder des Vorstandes 
(oder deren Ehefrauen) der Prüfungsgese llschaft 
i m  e r s t e n  o d e r  z w e i t e n  G r a d e  v e r ­
w a n d t  s i n d ,

b) e in  Inhaber, Gesellschafter oder gesetzlicher Ver­
tre te r des zu p rü fenden  Unternehm ens der Ge­
schä fts füh rung  oder dem Vorstande oder dem A u f­
s ich ts ra t der P rü fungsgese llschaft angehört.“

W äre  d a m it unser L a te in  zu Ende, w o h l uns! Aber 
je tz t m uß, —  m uß — , die Frage au fgew orfen  werden,

J) Keß ler, „B u ch fü h ru n g s - und K a p ita ld e lik te “ , M u th  
1928, S. iö ff.

2) vg l. H e ft 33 S. 565/566.
3) T reuhanda rch iv  Nr. 10/1931, S. 447.

w i e  v i e l e  v o n  d e n  i n  d e r  H a u p t s t e l l e  
b e s t i m m e n d e n  B e r u f s v e r t r e t e r n ,  d i e ,  
s o w e i t  i c h  s e h e ,  p r a k t i s c h e r w e i s e  z u ­
m e i s t  m e h r e r e n  V e r b ä n d e n  a n g e h ö r e n  
u  n d v o n  i h n e n  e n t s a n d t  s i n d ,  w i e  v i e l e  
d a v o n  s t e h e n  s e l b s t  a n  d e r  S p i t z e  v o n  
R e v i s i o n  s- u n d  T r e u h a n d  - G e s e l l ­
s c h a f t e n ?

„U n g e h e u e rlich “  —  das is t das üb liche W o rt —  er­
sche in t eine solche nach a llem  V o ra u f gegangenen selbst­
verständ liche, ja  pflichtgem äße Frage an die H auptste lle  
n u r dem, der die A n tw o r t umgehen w il l .  D ie M itg liede r 
der Verbände, die große Z ah l der beeidigten und unbe­
e id ig ten B ücherrevisoren, die ebenso beziehungslosen 
D ip lo m -K a u fle u te  und die v ie len E inzelpersonen der 
P raxis , die m an auf dem A lta r  eines A llw issen  e rfo rde rn ­
den P rü fungsprogram m s der H auptste lle  —  derselben! —  
opfern  w i r d ,  haben e in  Recht au f —  dies eine M al —  
k la re  und eindeutige A n tw o rt. Nach dem A u s fa ll dieser 
A n tw o r t möge sich die R eichsregierung die w eitere  Frage 
vorlegen, ob sie gu t daran ta t, die B estim m ung der Be­
stim m ungen  den Bestim menden zu überlassen.

W ie  m an das bisher Bekannte auch d reh t und wendet, 
die ganze Geschichte sieht n ic h t n u r höchst une rfre u lich  
aus, sondern sie r ie ch t auch n ic h t eben gut.

Im  üb rigen  hande lt es sich zu le tz t'aber im m e r w ieder um  
das gänzlich überspannte Prüfungsprogramm, 
das ja  fü r  den beziehungslosen Bewerber maßgebend sein 
so ll, ta tsäch lich  aber fü r  die P rom inen ten  selbst n ich t 
maßgebend is t. Außerha lb  m einer bisher von  den „M a n a ­
gern in  B e r lin “ , w ie  sie in  e iner —  w ie überhaupt a lle  
—  zustim m enden Z u s c h r ift  von  Verbandseite an m ich  
genannt werden, n i c h t  beantw orte ten A usfüh rungen  
in  H e ft 33 stelle ich  diesbezüglich m it  e in ige r G enugtuung 
fest, daß der Preußische M in is te r fü r  Handel und Ge­
werbe inzw ischen 9 w eitere  W irtsch a ftsp rü fe r bestellt 
hat, deren e iner w ieder der „H a u p ts te lle “  angehört. Ich  
gehe n ic h t feh l, w enn ich  von vo rnhere in  annehme, daß 
auch h ie r die e rforderte  P rü fu ng  n ic h t s ta ttgefunden ha t; 
ich  stelle auch w e ite r fest, daß ich  m ich  vo r längerer Z e it 
über e in  halbes Ja h r lang bem üh t habe, einen schwer­
w iegenden Fehler, der von  diesem E rnann ten  in  einem 
V ortrage  und in  zwei Z e itsch rifte n  h in s ic h tlic h  e iner V er­
g le ichsverfahrensfrage gemacht w urde, zu k lä ren  und zu 
berich tigen . D ie als Beleg angeblich vorhandene E n t­
scheidung w urde n iem als beigebracht. D ie Sache ve rlie f 
w o h lw e is lich  im  Sande. Glosse zu P u n k t 4 des P rü fungs­
prog ram m s: „K o n k u rs - ,  A n fech tungs- und V erg le ichs­
rech t“ .

U n te r diesen 9 E rnann ten  finde t s ich w e ite r e in  Name, 
der m ir  in  m einer Bera tungspraxis  schon m ehrfach  be­
gegnet is t, und zw ar w urde ich  h ie r nach steuerrecht­
lichen  D ingen gefragt m it  der an sich und persönlich 
gewiß auch je tz t noch harm losen Begründung, daß eine kj►
Spezia lis ierung a u f dem Gebiete des Steuerrechts n ich t 
gerade vo rliege . Trotzdem  aber: Glosse zu P u n k t 6 und  7 
des P rü fungsprog ram m s: „B e trie b sw irtsch a ftlich e  Steuer­
lehre. S teuerrecht.“

Ich  wende m ich  n ic h t gegen die P ersön lichke iten  in  
diesen F ä llen , sondern w iederum  ausschließ lich gegen das 
P rü fungsprog ram m , au f dessen haarsträubenden Unsinn 
ich  noch später eingehend zu rückkom m en  werde, um  
Vorschläge zu m achen, w ie  sie die ree llen Fachleute in  
den in teressierten O rgan isationen erw arten.

Angenom m en, die h ie r e rw ähn ten  Fragen w ürden  
einer beziehungslosen E inzelperson in  einer m ünd lichen  
P rü fu ng  geste llt. D ie  E rö rte ru n g  könn te  schon die 
I  y2 Stunden fü lle n , die fü r  die m ünd liche  P rü fu ng  v o r­
gesehen sind. Der P rü flin g  w ürde diese beiden Fragen 
ebenso w en ig  beantw orten  können, w ie  die beiden vo r­
e rw ähnten  und e rnannten W irtsch a ftsp rü fe r. E r würde 
also g la tt du rch fa llen . D ie prü fungslos e rnannten W ir t ­
scha ftsprü fe r, die aber genau so w en ig  w issen, w ürden  
ih re  B esta llung behalten. Das ze ig t das Maß der W illk ü r ,  
das dem überspannten P rü fungsprog ram m  zugrunde lieg t.
W o sind h ie r nun  e igen tlich  Grenzen?

U. A . w. g. Carl F 1 u h m  e.
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4  10 B N o tve ro rdnung
Beleg und B ilanz Um satzsteuer
4. Jahrgang, H e ft 36 M VO. v. 8. 12. 31
20. Dezember 1931 1 1 ___________________

Die Umsatzsteuer nach der Notverordnung vom 8.12.1931

I. D ie  U m s a t z s t e u e r s ä t z e  ab 1. J a ­
n u a r  1 9 3  2.
1. Allgemeine Umsatzsteuer.
2°/0 des E n tge lts  oder im  Falle  der Ausgle ichsteuer 

(siehe I I I )  2 %  des Erwerbspreises oder W ertes. (§ 12 
Abs. 1 UStG.)

2. Getreidesteuer
(und  zw ar Um sätze von  Getreide, M ehl, Schrot oder 
K le ie  aus Getreide sowie von  daraus hergeste llten Back­
waren) 0 ,85%  von  den un te r Z iffe r 1 angegebenen E n t­
gelten oder W erten . (§ 12 Abs. 2 UStG.)

3. Einzelhandelsteuer
(vg l. H e ft 14/1930 Seite 217/218, H e ft 21/1930 S .329 /330).

W ie  b isher t r i f f t  die erhöhte E inze lhandelsteuer die 
U nternehm en, deren Gesamtum satz e insch ließ lich  des 
steuerfre ien Umsatzes die Summe von  1 M ill io n  RM . 
übe rsch ritten  hat.

U n te r diesen U nternehm en m it  e inem  Gesamtumsatz 
über 1 M ill io n  R M . s ind  zwei G ruppen zu untersche iden:
a) U n t e r n e h m e n ,  d i e  ü b e r w i e g e n d  i m  

E i n z e l h a n d e l  u m s e t z e n :
Diese zah len :

Getreidesteuer (also Umsätze von  Getreide, 
von  M ehl, Schrot oder K le ie  aus Getreide, so- 
w ie  von  daraus hergeste llten B a c k w a re n ).. 1,35 /o 

A lle  sonstigen Um sätze bis zu 1 M ill io n  RM .
e in s c h lie ß lic h ...........................................................  2 %

A lle  sonstigen Umsätze über I  M ill io n  R M .. 2,5%
b) U n t e r n e h m e n ,  d i e  n i c h t  ü b e r w i e g e n d  

i m  E i n z e l h a n d e l  u m s e t z e n .
S teuerpflich tige Umsätze im  E inze lhande l oder 
steuerp flich tige  Um sätze, bei denen die Siche­
rungsvo rsch riften  (R A O . § 161 Abs. 1 N r. 2 
Satz 2) n ic h t innegeha lten  w e rde n :
Getreidesteuer im  E in z e lh a n d e l..................  J>35%
sonstige Gegenstände im  E inze lhande l . . 2,5 /0 
fü r  die anderen Um sätze k o m m t die erhöhte 
E inze lhandelum satzsteuer n ic h t in  B e tracht.

A  n  m . : Dem  R F M . is t die B estim m ung, was 
im  Sinne dieser V o rs c h rift  als U m satz im  E inze l­
handel anzusehen is t, und nähere D u rch fü h ru ng s ­
bestim m ungen Vorbehalten.

II .  D ie  P h a s e n p a u s c h a l i e r u n g .
Dem  § 12 U StG , is t e in  § 12a angefügt, der den R F M . 

e rm äch tig t, fü r  bestim m te Gegenstände oder G ruppen von 
Gegenständen die Phasenpauschalierung e inzu füh ren . 
D a ru n te r is t zu  verstehen, daß entgegen dem bisherigen 
V erfahren , jeden e inzelnen U m sa tz  um satzsteuerlich  zu 
erfassen, m ehrere oder a lle  Umsätze in  e iner Phase du rch  
die U m satzsteuer e rfaß t werden sollen. Es h a t ke inen  
Zw eck, bere its je tz t h ie rüber zu sprechen, v ie lm e h r w ird  
m an zu r V erm e idung  von  M ißverständnissen und  über­
flüssigen W iederho lungen die Bestim m ungen des R F M . 
abw arten  müssen.

Nebeneinkünfte bis RM.40.-~ monatlich nicht mehr steuerfrei

Nach RFM. stellen Vergütungen, die an ehren­
amtlich oder nebenamtlich tätige Personen gezahlt 
werden, Arbeitslohn dar und unterliegen daher dem 
Steuerabzug vom Arbeitslohn. Gleichwohl hat sich 
RFM. in verschiedenen Runderlassen damit einver­
standen erklärt, daß in besonderen Fällen bei 
Nebeneinküntten von insgesamt nicht mehr als 

RM. 40.— monatlich
von der Vornahme des Steuerabzugs vom Arbeits­
lohn abgesehen wird.

Maßgebend für diese Anordnung war, nach einem 
neuen Runderlaß vom 28. November 1931, abge­
sehen davon, daß den geringen Nebeneinkünften 
vielfach bei der Besteuerung vom Einkommen 
abziehbare Werbungskosten gegenüberstehen, 
a) die Erwägung, daß nach der bisherigen Fassung 

des § 89 EStG, m it ihrem Arbeitslohn nicht zur 
Einkommensteuer zu veranlagende Arbeitneh­
mer auch von ihrem sonstigen Einkommen keine 
Einkommensteuer zu entrichten hatten, wenn 
das sonstige Einkommen den Betrag von RM. 500 
jährlich nicht überstieg. Darnach war es ver­

tretbar, in diesem Umfange auch bei dem aus 
einer Nebenbeschäftigung bezogenen Arbeits­
lohn auf die Besteuerung zu verzichten; 

b) das Bestreben, die Gemeindebehörden von der 
Verpflichtung zu entbinden, in  größerem Um­
fange für Steuerpflichtige lediglich wegen des 
Bezuges eines geringen Arbeitslohns aus einer 
Nebenbeschäftigung Steuerkarten, im Falle des 
§ 20 StA.DB. (doppeltes ArbeitsVerhältnis) zweite 
oder fernere Steuerkarten auszuschreiben.
In allen diesen Fällen ist bei der Lohnsteuer­

befreiung der Nebeneinkünfte bis zu RM. 40. 
monatlich jederzeitiger W iderruf der Befreiung 
ausdrücklich Vorbehalten worden; die Befreiung 
sollte auch insoweit nicht in Frage kommen, als 
die Nebeneinkünfte von dem gleichen Arbeitgeber 
gezahlt werden, der die Hauptbezüge zahlt. Schon 
zufolge der letzteren Bestimmung erfolgte eine 
unterschiedliche steuerliche Behandlung der Neben­
einkünfte, je nachdem diese zufällig von dem­
selben oder von einem anderen Arbeitgeber als dem­
jenigen gezahlt werden, der die Hauptbezüge zahlt.
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I I I .  E i n f u h r s t e u e r f r e i h e i t  a u f g e h o ­
b e n !  S t a t t  d e s s e n  A u s g l e i c h ­
s t e u e r  ab 1. 1. 193  2.

1. Grundsätzliche Steuerpflicht.
W ährend  b isher die E in fu h r  um satzsteuerfre i w ar, is t 

je tz t durch den § i  N r. 4 UStG , „das E in b rin g e n  von 
Gegenständen in  das In la n d  (A usg le ichsteuer)“  um satz­
s teue rp flich tig  geworden.

2. Welche Befreiungen gibt es nun noch?
A n  die Stelle der b isherigen Bestim m ungen über die 

E in fu h r  und die verlängerte  E in fu h r  des § 2 Nr. ia  und b 
tre ten  folgende im  Auszug wiedergegebenen V o rsch rifte n :

Von der Besteuerung ausgenom men is t:
a) D a s  E i n b r i n g e n  v o n  G e g e n s t ä n d e n ,  

f ü r  d i e  e i n  i m  T a r i f  v o r g e s e h e n e r  
Z o l l
nach den V o rsch rifte n  des Z o llrech ts  n ic h t zu r Hebung 
ge langt oder, wenn e in  solcher Z o ll vorgesehen wäre, 
n ic h t zu r Hebung gelangen würde.

b) D a s  E i n b r i n g e n  b e s t i m m t e r  R o h -  u n d  
H i l i s t o f f e ,
die fü r  die deutsche E rzeugung e rfo rd e rlich  s ind und 
im  In la n d  n ic h t oder in  n ic h t ausreichender Menge 
erzeugt werden.
H in s ic h tlic h  w e ite re r Befre iungen verw eist die Not­

ve ro rdnung  a u f den neuen § 20 UStG. Dieser bestim m t 
im  Absatz 2, daß fü r  die E n ts tehung  der Steuerschuld und 
die Person des Steuerschuldners, fü r  die F ä llig k e it, die 
E rhebung, die E rte ilu n g  des Steuerbescheids und den 
Zah lungsaufschub, fü r  die persönliche und d ing liche  
H a ftu ng , fü r  die S teueraufsich t und das S tra frech t sowie 
fü r  die F re ibezirke  die V o rsch rifte n , die fü r  Z ö lle  gelten, 
sinngemäß A nw endung  finden. A bw eichungen bleiben 
dem R F M . Vorbehalten. Im  üb rigen  is t bem erkenswert, 
daß, sow eit die V o rsch rifte n , die fü r  Z ö lle  gelten, s in n ­
gemäß anzuwenden sind, zo llfre ie  Gegenstände ebenso 
w ie  zo llp flich tig e  Gegenstände behandelt werden sollen.

Inzwischen sind die §§ 89 bis 92 EStG, durch die 
Notverordnung vom I. Dezember 1930 wesentlich 
geändert worden.

Nach § 90 Abs. 1 EStG, in der neuen Fassung
ist das sonstige Einkommen, zu dem im Sinne dieser 
Vorschrift sowohl das sonstige Einkommen im 
Sinne des § 89 EStG, in der bisherigen Fassung 
als auch der Arbeitslohn, von dem ein Steuerabzug 
nicht vorgenommen worden ist, gehört, grundsätz­
lich und ohne Rücksicht auf die Höhe desselben im 
Falle der Veranlagung des Steuerpflichtigen zur 
Einkommensteuer heranzuziehen, wenn nicht das 
Finanzamt gemäß § 90 Abs. 2 EStG, in der neuen 
Fassung von einer Veranlagung ausnahmsweise 
absieht. Hiernach sind die oben unter a) bezeich- 
neten Gründe für die Befreiung der Nebeneinkünfte 
vom Steuerabzug vom Arbeitslohn entfallen. Aber 
auch das oben unter b) bezeichnete Interesse, näm­
lich die Ausschreibung von Steuerkarten nach Mög­
lichkeit einschränken, liegt nicht mehr in dem 
früheren Umfange vor. Im  Interesse eines ge­
sicherten und möglichst vollständigen Eingangs der 
Bürgersteuer sind die Anordnungen, die auch sonst 
schon wegen der Nichtausschreibung von Steuer­
karten in Fällen geringer Entlohnung getroffen 
waren, erheblich eingeschränkt; diese Einschrän­
kung ist fü r die Ausschreibung der Steuerkarten 1932 
in einem Runderlaß vom 2. Oktober 1931 aufrecht 
erhalten worden. Auch ist es nach RFM im Interesse 
der Rechtssicherheit erforderlich, Ausnahmebestim­
mungen für die Ausschreibung von Steuerkarten 
nach Möglichkeit zu vermeiden.

c) D i e  v e r l ä n g e r t e  E i n f u h r .
V on  der Besteuerung sind fe rner ausgenommen die 

au f die L ie fe ru n g  oder das V erbringen  in  das In la n d  
(E in fu h r)  fo lgenden L ie fe rungen notw end iger R oh­
stoffe, Halberzeugnisse, Lebens- oder F u tte rm itte l in  
oder aus dem gebundenen V e rkeh r oder in  F ä llen  
eines w irts c h a ftlic h e n  Erfordernisses in  oder aus be­
s tim m te n  bevo rrech tig ten  Gebieten oder besonders 
zugelassenen Lagern (verlängerte  E in fu h r).

A uch  h ie r w ieder s ind dem R F M . B estim m ungen 
über die steuerfre ien Gegenstände und  bevorrech tig te  
Gebiete oder besondere Lager Vorbehalten.

D ie B e fre iung  ko m m t n u r fü r  L ie fe rungen im  
Großhandel in  B e trach t, sow eit die H e rk u n ft der 
Gegenstände aus dem Ausland buchm äßig nach­
gewiesen und  eine Be- oder V e ra rbe itung  n ic h t oder 
nu r in  e inem  dem R F M . überlassenen U m fange er­
fo lg t ist.

d) B e fre it is t fe rner
d i e  e r s t e  L i e f e r u n g  n a c h  d e r  L i e f e ­
r u n g  i n  d a s  I n l a n d  o d e r  n a c h  d e r  
v e r l ä n g e r t e n  E i n f u h r ,
w enn es s ich um  notw endige Rohstoffe, Halberzeugnisse, 
Lebens- oder F u tte rm itte l handelt.

F ü r die u n te r a bis d in  B e trach t kom m enden Fälle 
werden dre i F re ilis te n  vom  R F M . herausgegeben 
werden. D ie B e fre iung  im  Falle  zu d) ko m m t, w ie  im  
Falle  zu c), n u r fü r  L ie fe rungen im  Großhandel usw. 
in  B e tracht.

IV. D ie  A u s f u h r .
Die B estim m ung  über die U m satzsteuerfre ihe it der 

A u s fu h r is t in  geändertem, aber p rak tisch  g le ichgeblie ­
benen W o rt la u t im  § 2 N r. 4 zu finden. H ie r ha t sich 
also zunächst n ich ts  geändert.

W ic h tig  aber s ind  die neuen Bestim m ungen über den 
Vergütungsanspruch.

D ie Neufassung des § 4 UStG ., die näheren Bestim ­
m ungen über die Ausgle ichsteuer und die Ü bergangsvor­
sch riften  werden in  H e ft 2 /1932 behandelt.

Der eigentliche Grund für den Fortfall der Befreiung.
Es erscheint nach RFM. aber auch im Hinblick 

auf den dadurch eintretenden Lohnsteuerausfall 
b e i  d e r  f i n a n z i e l l e n  N o t l a g e  des  
R e i c h e s  und angesichts der die Öffentlichkeit 
in erheblichem Maße bewegenden Frage der Doppel­
verdiener nicht mehr vertretbar, die Befreiung der 
Nebeneinkünfte von der Lohnsteuer weiterhin auf­
recht zu erhalten. Sie wird daher 
mit Wirkung vom 1. Januar 1932 ab aufgehoben.

Hierdurch werden nach RFM. die berechtigten 
Interessen der in Frage kommenden Steuerpflich­
tigen nicht beeinträchtigt; höhere Werbungskosten 
und Sonderleistungen, die den Nebeneinkünften 
etwa gegenüberstehen, sind unter den Voraus­
setzungen des § 7 5  Nr. 2 EStG, auf Antrag des 
Steuerpflichtigen an das zuständige Finanzamt 
durch Erhöhung der zur Abgeltung der Werbungs­
kosten und Sonderleistungen vorgesehenen Pausch­
beträge zu berücksichtigen.
Beträgt die Entschädigung insgesamt monatlich nicht

mehr als RM. 10.—,
so ist sie als Ersatz der durch die Übernahme der 
Tätigkeit notwendig entstehenden Aufwendungen 
anzusehen. Bei Nebeneinnahmen bis zu insgesamt 
RM. 10.—  monatlich ist deshalb steuerlich nichts 
zu veranlassen. RFM. weist noch darauf hin, daß, 
wenn die Nebeneinkünfte bis zu RM. 40.—  monat­
lich das einzige Arbeitseinkommen des Steuerpflich­
tigen bilden, schon wegen der Höhe der steuerfreien 
Beträge (RM. 100.— monatlich) auf Grund der ersten 
Steuerkarte keine Lohnsteuer einbehalten wird.
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9 A Revisionswesen
Steuerberater
H a ftu ng

Ueber die Klippen der „tätigen Reue“
Gesichtspunkte n ich t n u r  fü r  S teuerpflichtige, sondern insbesondere auch fü r  Steuerberater.

Nach § 410 R A O . b le ib t derjen ige s tra ffre i, der, bevor er 
angezeigt, oder eine U nte rsuchung gegen ih n  e inge le ite t 
is t, u n rich tig e  oder unvo lls tänd ige  Angaben nach den 
§§ 396, 402, 407— 409 R AO . b e rich tig t oder ergänzt, oder 
unterlassene Angaben nachho lt.

D ie tä tige  Reue da rf jedoch n ic h t durch  eine u n m itte l­
bare G efahr der Entdeckung ve ran laß t sein.

Nach RGSt. Bd. 56 S. 385 is t die tä tige  Reue dadurch 
a lle in  n ic h t ausgeschlossen, daß das F inanzam t die Steuer­
e rk lä ru n g  beanstandet und der S teuerpflich tige au f seine 
V orladung  h in  die Angaben b e rich tig t.

Es ko m m t led ig lich  darau f an, ob die Gefahr u n m itte l­
barer E n tdeckung den Täte r bestim m t hat.

D ie B e rich tig u ng  muß vo r E rs ta ttun g  e iner S tra f­
anzeige oder vo r E in le itu n g  e iner U nte rsuchung e rfo lg t 
sein. Vg l. h ie rzu  R G U . RGSt. Bd. 57 S. 132.

Sind S teuerverkürzungen bzw. S teuervorte ile  bereits 
entstanden, dann w ird  der Täte r n u r s tra ffre i, wenn er die 
geschuldete Summe nach ih re r Festsetzung inne rh a lb  der 
ih m  bestim m ten  F ris t e n trich te t.

Ä h n lic h  rege lt s ich e in  Verstoß gegen § 1 1 7  R AO . in  
Sache e iner E rbscha ftsregu lie rung .

Die tä tige  Reue kann  sich also zeigen in  einer B e rich ­
tig u n g  oder E rgänzung u n rich tig e r oder unvo lls tänd ige r 
Angaben, oder in  e iner N achholung unterlassener Angaben.

D ie nach träg lichen  Angaben bew irken  n u r S tra ffre i­
he it, n ic h t B e fre iung  von den anderen gesetzlich fest­
gelegten N achte ilen.

S tra ffre ih e it ko m m t im  üb rigen  n u r fü r  Täter, M it ­
tä te r und A n s tifte r, n ic h t jedoch fü r  Begünstiger (§ 392, 2 
R AO .) und  fü r  H ehler (§ 403 R AO .) in  Frage.

S tra ffre i b le ib t auch nach § 358 R A O ., w er in  u n ve r­
schuldetem  I r r tu m  über das Bestehen oder die Anw end­
b a rk e it s teuerrechtlicher V o rsch rifte n  die T a t fü r  e rlaub t 
gehalten hat.

A u f dem Gebiete des § 410 R AO . kom m en p rak tisch  
folgende Fälle  in  B e tra ch t:
a) D ie S teuererk lärung w ird  von der V e ran lagung be­

anstandet,
b) an läß lich  e iner V ernehm ung be im  Veran lagungs­

beamten schöpft der P flich tige  Verdacht,
c) e in  Nachschaubeam ter k o m m t zu r P rü fu ng  in  die Be­

triebsräum e des P flich tigen ,
d) eine B. u. B .-P rü fu n g  w ird  au f G rund des § 162 Abs. 9 

und  10 R A O . angemeldet,
e) e in  Beam ter des Steueraußendienstes p rü f t  den Betrieb 

des P flich tig e n  und g ib t s ich als H ilfsbeam te r der 
S taa tsanw a ltscha ft zu erkennen.
Nach Becker R A O . is t bei a und  b und  in  der Regel 

auch bei c die tä tige  Reue noch m ög lich , da ke ine  u n ­
m itte lba re  G efahr der E n tdeckung, au f die es hauptsäch­
lic h  a nkom m t, v o rlie g t. —  Bei d ko m m t es darau f a n , 
ob nach Lage des Falles m it  e iner A u fdeckung  der 
S teuerh in te rz iehung gerechnet werden m ußte, w enn die 
B. u. B .-P rü fu n g  m it  der S org fa lt eines gewissenhaften 
und sachkundigen Buchprüfe rs d u rch g e fü h rt worden wäre.

Beleg und B ilanz 
4. Jahrgang, H e ft 36 
20. Dezember 1931

a
Fl

2 Börse
A u sb lic k  (13)

Wie steht das Börsen=Barometer ?
E in  halbes Jah r geschlossene Börse! D ie  K u rsen t­

w ic k lu n g  h a t —  sow eit m an sie beobachten konn te  * 
insbesondere von Auslandseite her und  un te r deren 
ausschlaggebendem E in fluß  einen rech t une rfreu lichen  
V e rla u f genom m en. W elche Abschläge w ären  erst er­
fo lg t, w enn m an dem A us land  —  was le ider lange genug 
der F a ll w a r —  Gelegenheit gegeben hä tte , den großen 
Besitz an deutschen W ertpap ie ren  abzustoßen; das hätte 
es un te r dem E in d ru ck  der eigenen Nöte, den verschie­
denen in te rn a tio n a le n  Vorgängen und  der Verordnung 
w e ite re r Nöte in  D eutsch land bestim m t getan. A u f die 
n iedrigen  Auslandsm eldungen h a t aber n ic h t n u r die 
deutsche W irtsch a fts -, Steuer- und F in a n z -E n tw ick lu n g , 
sondern auch die A k tie n -,,R e fo rm “  ausschlaggebend bei­
getragen. Je w e ite r die Zusam m enlegungen fo rtsch re iten , 
um  so m ehr ze ig t es sich, daß sie zu w en ig  Schranken 
setzte. Bei verschiedenen U nternehm ungen w urde  der 
M ißbrauch  dieser S an ie rungsm ög lichke it so w e it ge­
trieben , daß au f dem R ücken der A k tio n ä re  bis zu 50%  
a lle r Verm ögensteile abgeschrieben w u rde n ; w enn das 
der w irk lic h e n  Lage entsprechen sollte , so m ußten diese 
Gesellschaften schon längst den K o n ku rs  anmelden. Da 
es aber n i c h t  z u tr if f t ,  so bedeutet das eine durch 
n ich ts  ge rech tfe rtig te  E n t e i g n u n g  der A k tionä re .

D i e s e  Gründe und die Überlegungen, daß m an  au f 
diesem Wege ganz zw ang läu fig  auch zu Z w angskonver­
sionen h in s ic h tlic h  K a p ita l und Z ins fuß  bei den A n le ihen  
kom m en kann , veran laß ten das A us land  zu den n iedrigen 
Nennungen, die s ich bis zu 70%  u n te r p a ri bewegen und 
eine Rendite  bis 30%  und darüber ergeben.
Die Lage wurde durch .das ̂ Osthilfegesetz verschärft,

tro tzdem  die deutsche R egierung z ie m lich  g le ichze itig  
die Konvers ionsgerüchte  dem en tie rte ; daß sie sich je tz t 
noch e rha lten  und w ie  unheilschw angere W o lke n  über 
den K a p ita lm ä rk te n  stehen, lie g t in  der L in ie  der Schul­
den- w ie  Z insherabsetzungsm ög lichke it durch  das Ost­
hilfegesetz, in  dem D ru c k  nach Ausdehnung dieses Ge­
setzes un d  den Bestrebungen nach Z insherabsetzung, 
sch ließ lich  in  der M ö g lich ke it der Vergrößerung des 
Notenum laufes. W ir  werden diese D inge gesondert noch 
eingehender behandeln.

Anscheinend bere ite t sich, he rvo rge ru fen  du rch  die er­
le ich te rte  K ap ita lherabse tzung dasselbe in  ähn lichen  Aus­
maßen vo r, was m an nach der In f la t io n  beobachten 
konn te . D ie  großen W erte  enttäuschen und k le ine re  w ie 
m itt le re  tre ten  durch  Beiseitelassung der ihnen  gegebenen 
V o rte ile  he rvo r. W ir  werden solche am  Schluß nennen. 
Im  ganzen wiegt der Eindruck der Zersetzung vor.

R ings um  uns g le ich fa lls  ve rs tä rk te  W ährungs- und 
W irts c h a fts o rg e n ; die d ring liche n  Bem ühungen nach 
Ö ffnung der deutschen Börsen w urden auch m it  dem H in ­
weis a u f die M ö g lich ke it der W ährungs-G efäh rdung  ( in ­
fo lge dann m ög liche r A uslandsverkäu fe ) abgeschlagen, 
m . E. kom m en h ie r auch noch andere G ründe in  Be­
tra ch t, nach w elchen die Ö ffnung w o h l kaum  vo r Be­
end igung der K ap ita lherabsetzungen und vo r Regelung 
der Z insfrage  usw. e in tre ten  w ird .

Nun noch Erfreuliches:
Die städtische Werke A.G. Kassel
schüttet w ieder 11%  D iv idende  w ie  im  V o rja h re  aus;
etwas V o rs ich t sche in t a lle rd ings geboten, w e il die W erke
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Bei e dü rfte  die tä tige  Reue n ic h t m ehr in  Frage kom m en, 

da im  le tzteren Fa lle  die Behörde Verdacht geschöpft hat.
B ezüglich  des § 410 werden in  der P rax is  seitens des 

S teuerpflich tigen noch vie le Fehler h in s ich tlich  der Be­
ric h tig u n g  gemacht.

Nach A usfüh rungen  des Reichsgerichtes in  den E n t­
scheidungen Z . B. R. G. i.  St. Bd. 40 S. 305, Bd. 45 S.389, 
Bd. 56 S. 349, Bd. 59 S. 118 gehört zu r B e rich tigung  
n ic h t n u r das A ne rke nn tn is  der U n r ic h tig k e it oder U n ­
vo lls tä n d ig ke it der abgegebenen S teuererklärungen, son­
dern auch die E rsetzung der u n rich tig e n  oder u n v o ll­
ständigen Angaben durch  die r ich tige n  und vo lls tänd igen 
seitens des S teuerpflich tigen.

D ie Steuerbehörde m uß in  der Lage sein, die Steuern 
r ic h tig  zu veranlagen, oder eine bereits e rfo lg te  V eran: 
lagung zu berich tigen.

Die S tra flos igke it t r i t t  also n u r in  dem Maße e in, in  
dem der S teuerpflich tige seine un rich tig e n  Angaben r ic h tig ­
s te llt. D ie S tra flo s ig ke it t r i t t  fe rne r n u r dann e in , wenn 
der Täte r die geschuldete Summe nach ih re r  Festsetzung 
inne rh a lb  der bestim m ten F ris t e n tr ich te t (R F H . U S tW . 
I I I  N r. 522).

Nach A usfüh rungen  von  G roth , B e rlin , „D a s  Steuer­
s tra fre ch t des Steuerberaters und  Steuerbearbeiters“  S. 17 
und 18 is t der Steuerberater im  S teuerstra fverfahren  in  
m ancher H in s ic h t sehr v ie l schlechter gestellt als der 
S teuerpflich tige. Ganz abgesehen von der W id e rru fu n g  
der Zulassung gern. § 107 R A O . h a t das Landesfinanzam t 
bei S teuerzuw iderhandlungen, in  die der Steuerberater 
v e rw icke lt is t, das Recht und die M acht, die Untersagung 
seiner T ä tig k e it zu erzw ingen.

D ie R ech tsw oh lta t des § 395 R AO . d ü rfte  fast n ie dem 
Steuerberater zugute kom m en. G roth  fä h rt dann w e ite r:

„A u c h  die V o rsch rift des § 410 —  tä tige  Reue —  w ird  
b isweilen dem Steuerberater n ic h t zugute kom m en können. 
Ic h  denke da z. B. an den F a ll, daß der S teuerpflich tige 
nach der begangenen T a t zum  F inanzam t geht, tä tige  Reue

ausübt und  nunm ehr fü r  den an der T a t be te ilig ten  Steuer­
berater keine M ö g lichke it der B e rich tigung  m ehr vo rlie g t.

H äu fig  werden S teuerpflich tige im  S teuerstra fverfahren  
alle  Schuld von  sich abwälzen und led ig lich  den Steuer­
berater, au f den sie sich verlassen hä tten, v e ra n tw o rtlich  
machen. D iesbezüglich da rf ich  als typisches Beispiel 
aus den G ründen eines G erich tsurte ils  folgendes m it te ile n :

„ I n  a llen  Fä llen  haben die S teuerpflich tigen nach träg ­
lic h  w e it höhere E inkom m en  bzw. Umsätze anerkannt, 
als der A ngeklagte  in  den S teuererklärungen angegeben 
hatte. Säm tliche Steuerpflichtige haben alle Schuld an diesen 
fa lschen E rk lä run g e n  au f den Angeklag ten  geschoben.“

Bei der S traffestsetzung w ird  der Steuerberater be­
sonders ungünstig  dastehen, es w ird  ih m  entgegengehalten 
werden, daß gerade seine T ä tig k e it als Steuerberater ih m  
eine besondere S org fä ltigke itsp flich t au ferleg t und daß 
gegen ih n , wegen der großen, dem R eich durch  eine un ­
zuverlässige T ä tig k e it drohenden Gefahr, m it  besonderer 
Strenge vorgegangen werden muß. F ü r Bücherrevisoren, 
die als S teuerberater und Steuerbearbeiter tä t ig  sind, sind 
in  diesem Zusam m enhänge noch folgende Reichsgerichts­
u rte ile  betreffend unverschu ldeter I r r tu m  von  größtem 
Interesse. Nach der ständigen Rechtsprechung des Reichs­
gerichtes is t es P flic h t eines orden tlichen  K aufm annes, 
sich über alle  bestehenden steuergesetzlichen V o rsch riften  
zu un te rrich ten .

Nach R G U . vom  30. 5. 24 S tW . I I I  N r. 241, lie g t un ­
verschuldeter I r r tu m  un te r anderem  dann vo r, wenn sich 
der zweife lnde S teuerpflichtige an zuverlässige A u s k u n ft 
erte ilende Personen wendet und sich a u f die A u s k u n ft m it  
gutem  Grunde verläß t. E ine A u s k u n ft bei e inem  Bücher­
rev iso r genügt aber n ic h t ohne weiteres. Der P flich tige  
muß h ie r noch besondere Gründe angeben.

Nach R G U . vom  26. 6. 24 S tW . I I I  N r. 240 kann  im  
V ertrauen  au f einen B ücherrev iso r u n te r U m ständen 
e in  fahrlässiges V erha lten  des S teuerpflich tigen gefunden

werden. Regierungsrat D r. Eugen M ü l l e r .

w o h l zu r S tä rkung  der städtischen F inanzen heran­
gezogen werden.
Die Lahmeyer A.G.
schü tte t eine D iv idende von  10%  (V . J. 12% ) aus; der 
R e ingew inn  is t um  n u r R M . 350 000.—  geringer als im  
V o rjah re , hingegen die F lüss igke it bedeutend ve rs tä rk t. 
Be im  le tz ten a m tliche n  K u rs  (der inzw ischen w o h l un te r­
boten sein dü rfte ) von 71%  e rg ib t das eine Rendite von 
ru n d  14% .
Die Dessauer Werke für Zucker und chem. Industrie 

A.G.
erhöhen die D iv idendenausschüttung  von  7 % (V j. )  au f 8 % . 

Die Westfäl. Drahtindustrie A.G. 
za h lt a u f G rund des K rupp-V ertrages w ieder 5 %  D iv id . 
Die Gruschwitz-Textil A.G.
k a u ft zwecks Kapita lherabse tzung 1,12 M illio n e n  RM. 
ih re r  A k tie n  zum  K u rs  von 50 z u rü c k ; da der le tzte K u rs  
33%  betrug, so bedeutet das fü r  die A k tio n ä re  e in  sehr 
vo rte ilh a fte s  A ngebo t; in fo lge  guter F lüss igke it is t die 
Gesellschaft zu dem A n k a u f, dem im  V o r ja h r schon der 
A n k a u f von 2 M illio n e n  eigenen A k tie n  vorhergegangen 
is t, in  der Lage;

Dieser Prozeß, der auch bei anderen guten Gesell­
scha ften  zu beobachten is t, bedeutet zw eierle i : D ie Siche­
run g  gegen E inflüsse der W irtsch a ftsk rise  und die Redu­
z ie rung  fre igew ordenen K a p ita ls : dadurch w ird  g le ich­
ze itig  he rbe ige führt, daß die D ividendenausschüttungen 
fü r  die Z u k u n ft geringere M itte l beanspruchen werden 
oder im  V e rh ä ltn is  e rhöh t werden kö n n en ; schließ lich 
w ird  durch die E inz iehung  der A k tie n  e in  G ew inn e rz ie lt 
(U n te rsch ied  zw ischen A n ka u fsku rs  und  P a riku rs  bzw. 
genauer zw ischen A n ka u fsku rs - und  A usgabekurs), der zu 
Abschre ibungen und m ith in  zu r S tä rkung  der offenen 
und s tille n  Reserven verw endet w ird . Solche T rans­
ak tio n en  können auch die Grundlage fü r  spätere K a p ita l­
erhöhungen bei Besserung der W irtscha fts lage  und K a p i­
ta lsbedarf vo rste llen . A uch  die s tarke R ückste llungs- 
P o lit ik  fä l l t  m ehr und m ehr au f : So ha t

die Grünerbräu A.G.
einen gegenüber dem V o r ja h r fast unve ränderten  R ein­
gew inn e rz ie lt, schü tte t jedoch tro tz  s ta rk  ve rm indertem  
R ohstoffbedarf und gesenkten U nkosten n u r eine D iv i­
dende von  12%  (V j.  14%  plus 3 %  Bonus) aus. Der 
G rund is t in  der s ta rken  D o tie rung  der R ückste llung  
(D elkredere) und  des Vortrages zu suchen. A uch  der

Abschluß der Braunkohlen- und Brikett-Industrie 
A.G. (Bubiag)

zeigt e in  rech t gutes B ild  (7 %  D iv idende).
In der Versicherungs-Branche
is t die K rise n fe s tigke it au ffa llend . Sie is t bei w e item  n ic h t 
so in  M itle idenscha ft gezogen w ie die Indus tr ie . So zeigt 
u . a. auch die M ünchener R ück  eine rech t gute E n tw ic k ­
lung . W iederausschüttung  12%  D ividende.

Die Nordwestdeutschen Kraftwerke,
deren U m satz sich tro tz  a llem  z iem lich  au f V orjahreshöhe 
gehalten ha t, schü tte t auch w ieder 7 %  D iv idende aus. 
W eite re  gute Beschäftigung  bei V o llausnu tzung  der Pro­
duktionsan lagen zeigt
die Großmann &  Kisch A.G. (Dividende 5% Vorj.)

Nach a llem  is t zu sehen, daß tro tz  der trau rig en  Zeichen 
der Z e it, den Zusam m enbrüchen a lte r W erke  usw. auch 
w iederum  a u f der anderen Seite o ft  rech t e rfreu liche  
R esultate e rz ie lt w urden, die vo rnehm lich  der zähen 
und une rm üd lichen  T ä tig k e it des deutschen K au fm anns 
zuzuschreiben sind. A uch  das sollte  m an beachten und 
in  Rechnung ste llen, wenn sich die Zusam m enbrüche 
häufen. Es geht in  der gesamten W ir ts c h a ft a lle r le i vor 
und die R esultate werden unserer B eu rte ilu ng  rech t geben.

D ie zeitweise sehr feste —  und  sich m erkw ü rd ig e r­
weise versch iedentlich  von der A us lands tim m ung  los­
machende —  Börse w a r n ic h t n u r in  den voraufgehenden 
schweren Abschlägen, sondern auch in  den verschieden­
sten A nnahm en und M einungen begründet. Ob auch 
w o h l die ungarische Infla tionshausse und angepaßte 
Gedankengänge h ierbe i m itgesp ie lt haben?! r l . K .
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V e rjä h ru n g

Geschäft und Recht

Prüft die Außenstände auf Verjährung!
V or dem Jahresabschluß pflegt der K a u fm an n  seine 

Bücher a u f das Vorhandensein von  e inb ringbaren  Außen­
ständen zu p rü fen . Diese M aßnahme h a t dann m ehr die 
Bedeutung, das Endergebnis des Jahres zu verbessern, 
daneben auch w o h l die, n ic h t in  das neue Jah r m it  e iner 
großen Z a h l von offenen Posten h ine inzugehen, bedeutet 
inso fe rn  also eher eine E n tlas tung  der B uch fü h ru n g . E ine 
regelm äßige P rü fu ng  a u f das Vorhandensein von  G ut­
haben h a t aber darüber h inaus noch eine w e ite re  sehr 
w e ittragende Bedeutung, die o ft  über die R ea lis ie rbarke it 
von  Forderungen sch lech th in  entscheidet.
Der 31. Dezember ist gesetzlicher Stichtag für die 

Verjährung von Forderungen.
A lle  Forderungen, d ie nach den gesetzlichen Bestim ­

m ungen nach diesem Tage v e rjä h r t sind, können n ic h t 
m ehr here ingebracht werden, und es kann  ge rich tliche r- 
seits dem die E r fü llu n g  wegen der V e rjä h ru n g  verw eigern­
den Schuldner n ic h t e inm a l der E inw and  der a rg lis tigen  
E inrede gem acht werden.

Z u  bem erken is t noch, daß jeder re ch tsk rä ftig  fest­
gestellte A nspruch  der regelm äßigen V e rjä h ru n g  von 
dre iß ig Jahren  u n te rlie g t. Das gleiche g il t  von  einem  
A nspruch  aus einem  vo lls treckbaren  Verg le ich  oder einer 
vo lls treckbaren  U rkunde  sowie von  Ansprüchen, die 
du rch  die im  K onkurse  erfo lg te  Festste llung vo lls treckbar 
geworden sind (um  n u r das W ich tigs te  zu e rw ähnen). Im  
übrigen  v e rjä h rt m it  dem H auptanspruche auch der 
Nebenanspruch a u f die von ih m  abhängigen Neben­
le istungen (w ie  Z insen, Nutzungen, Kosten, Schaden­

ersatz), auch w enn die fü r  diesen A nspruch  geltenden 
besonderen V e rjäh ru n g s fris te n  noch n ic h t vo llende t sind. 
D ie V e rjä h ru n g  kan n  ganz a llgem ein  durch  Rechts­
geschäft e rle ich te rt werden, insbesondere is t A b kü rzung  
der V e rjä h ru n g s fris t zu lässig; Ausschluß oder Erschwe­
ru n g  der V e rjä h ru n g  durch  Abreden is t aber n ic h t zulässig.

D ie V e rjä h ru n g  is t fü r  die e inzelnen Forderungen ve r­
schieden; abgesehen von der a llgem einen, w eniger in te r­
essierenden d re iß ig jäh rigen  V e rjä h ru n g s fris t g ib t es die 
zw e ijäh rige  und  die v ie rjä h rig e  V e rjä h ru n g s fris t, wobei 
zu beachten ist, daß die sonst gegebene ku rze  zw e ijäh rige  
u. U. zu  e iner v ie r jä h r ig e n  w ird , w enn das Geschäft fü r  
den Gewerbebetrieb des Schuldners e rfo lg t is t.
I. Die zweijährige Verjährungsfrist.

Sie b e tr ifft, u m  h ie r n u r die fü r  den Geschäftsmann 
w ich tigs ten  zu behandeln, die Ansprüche der K au fleu te , 
F ab rikan ten , H andw erke r und Kunstgewerbetreibenden 
fü r  L ie fe ru n g  von  W aren , A u s fü h ru n g  von  A rb e ite n  und 
Besorgung frem der Geschäfte m it  E insch luß  der Auslagen 
(e v tl, v ie r J a h re ); die Ansprüche der E isenbahnunte rneh­
m ungen, F ra ch tfu h rle u te , Lohnku tsche r und  Boten 
(B o tenansta lten ), der G astw irte  und derg l., Verm ietungs­
ansta lten  fü r  bewegliche Sachen, der Ansprüche au f Lohn  
und G ehalt, der Ä rz te , Rechtsanw älte, Notare und  Ge­
r ich tsvo llz ie he r, der Parte ien wegen der ih ren  A n w ä lte n  
gezahlten Vorschüsse, der Zeugen und  Sachverständigen.
II .  Die vierjährige Verjährung.

Sie g il t  fü r  Le is tungen fü r  den Gewerbebetrieb des 
Schuldners. D ie  v ie rjä h rig e  V e rjä h ru n g  g il t  auch fü r
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10 D Steueraufgabe: Lösung zu N r. 10 
E inkom m ensteuer

Praktische Steuerschule / L ö s u n g  d e r  S t e u e r a u f g a b e  N r .  10 
(S teuerberaterkursus) (vg l. H e ft 34 S. 541/542)

10 Lösungen gingen insgesamt ein.
D ie  Nam en der E insender der besten und danach rich tigen  Lösungen können in fo lge des späten E in ­

ganges erst gelegentlich der nächsten Steueraufgabe bekanntgegeben werden.
D ie  E insender, die B uchpräm ien  erhalten, werden unm itte lba r benachrichtigt.

Kleiner Streifzug durch das Einkommensteuerrecht.
I .  Das E inkom m en  errechnet s ich aus:

Gehalt abzüglich  W erbungskosten (§ 53 Abs. 1 EStG.)

RM. 5 760.—
Tantieme ............................................................................................... ,, 3 00p.—
G e w in n a n te il............................................................. ..........................  ,, 6 400.'—

KM . 15 160.—

Es is t angenom men, daß die D ienstaufw andentschä­
d igung ausd rück lich  ve re inba rt is t und die e rfo rde rlichen  
A u fw endungen o ffenbar n ic h t überstiegen ha t (§ 36 Abs. 2 
Nr. 2 ES tG .).

Es sind abzusetzen von den ..................................................... r m . i S 160.—
fü r Sonderleistungen (§ 51 E S tG .)........................................................  240.—

RM. 14920.—
der steuerfreie Einkom m enste il 53 Abs. 1 E S tG .).............  ,, 720.—

RM. 14 200.—

Dieser Betrag is t abzurunden a u f ............................................ RM. 14 000.—
Davon sind abzusetzen Familienabzüge 4 x  RM. 800.__

(§ 53 Abs. 2 EStG.) ...................................................................  3 2 0 0 .—
RM. 10 800.—

Die Steuer h ierauf beträgt nach dem T a r i f ...................... RM. 1 150.—
. / .  A b sch la g ........................................... .........................................  ,,______36.—

RM. 1 114.—

E rm äß igung  nach § 57 EStG.
um  10%  v o n .......................... RM . 5000.—

RM . 500.— 

E inkom m ensteue r: RM . 614.—

2. A u f G rund e iner Entsche idung vom  15. 1. 1930 —  
V I  A  1675/29 m üßte im  vorliegenden Falle  vo r der Stel­
lungnahm e un te rsuch t werden, ob die geltend gemachten 
A ufw endungen  über das Maß dessen hinausgehen, was 
der Lebensste llung des K au fm anns en tsprich t.

3. D ie V o rsch rifte n  über die Besteuerung von Speku­
la tionsgew innen  kom m en h ie r n ic h t in  B e tracht. W enn 
auch der G ew inn aus der Veräußerung w esentlicher Be­
te ilig u n g en  an sich Vermögenszuwachs is t und  n ic h t E in ­
kom m en, so is t dieser G ew inn doch im  § 30 EStG, fü r  
e inkom m ensteue rp flich tig  e rk lä r t ; gem ilde rt is t die Steuer
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Rückstände von Z insen e insch ließ lich  der A m o rtisa tio n , 
der Rückstände von  M ie t- und Pachtbeträgen (soweit 
sie n ic h t bewegliche Sachen betreffen, wo, w ie  gezeigt, die 
zw e ijäh rige  V e rjä h ru n g s fris t g ilt ) ,  Rückstände von Ren­
ten, Besoldung, W artege ldern  und sonstigen regelm äßig 
w iederkehrenden Leistungen.

Sehr w ic h tig  is t auch 
die Berechnung der Verjährungsfristen, 
wobei o ft falsche A nsich ten  angetroffen werden. D ie  
V e r j ä h r u n g  der genannten Fälle  von zwei bzw. v ie r 
Jahren  l ä u f t  nä m lich  n ic h t von  der En tstehung des 
Anspruchs ab, s o n d e r n  e r s t  v o n  d e m  S c h l u ß  
des E n t s t e h u n g s j a h r e s .  Es v e r jä h r t also 
beispielsweise eine W aren fo rderung  fü r  den Hausbedarf 
des Schuldners aus einer Beste llung am  31. 7. 29 n ic h t 
am  31. 7. 31, sondern erst am  31. ik .  31 und  eine solche 
fü r  den Gewerbebetrieb des Schuldners am  31. 12. 33. 
K ann  die Le is tung  erst nach A b la u f e iner über diesen 
Z e itp u n k t h inausre ichenden F ris t ve rlang t werden, so 
beg innt die V e rjä h ru n g  m it dem Schlüsse desjenigen 
Jahres, in  dem die F ris t ab läu ft.
I I I .  Verjährungshinderung.

U m  die V e rjä h ru n g  zu verh indern , m uß die V e r ­
j ä h r u n g  u n t e r b r o c h e n  werden. Der G läubiger 
d a rf sich aber n u r der im  Gesetz vorgesehenen M itte l 
bedienen, um  die V e rjä h ru n g  zu ve rhü ten  (zu u n te r­
brechen, w ie  es im  Gesetz h e iß t) . Dazu g e n ü g t  k e i ­
n e s f a l l s  d i e  e i n f a c h e  M a h n u n g ,  auch 
n ich t, wenn sie durch E inschre ibebrie f geschieht. Die 
V e rjä h ru n g  w ird  v i e l m e h r  un terb rochen durch 
folgende M aßnahm en des G läub igers: K lageerhebung, 
Z u s t e l l u n g  d e s  Z a h l u n g s b e f e h l s  im  
M ahnverfah ren , A nm e ldung  im  K onkurse, Geltend­
m achung der A u fre chn u n g  im  Prozesse, S tre itve rkü n ­
dung, durch  V ornahm e von  Volls treckungshand lungen 
u. ä. D ie U n te rb rechung durch  K lageerhebung dauert 
fo rt, bis der Prozeß re ch tsk rä ftig  entschieden oder ander­
w e itig  e rled ig t is t, die U n te rb rechung durch  A nm eldung 
im  K onkurse  dauert fo rt, bis der K o n ku rs  beendet ist.

jedoch durch  die absolute F reigrenze nach § 32 und die 
steuerliche V ergünstigung  (au f A n tra g !)  nach § 58 EStG. 
Das W o rt „ in s o w e it“  im  § 32 bedeutet eine absolute F re i­
grenze: RM . 10 000.—  bleiben im m e r s teuerfre i und  vom  
Veräußerungsgew inn absetzbar, wenn e in  Geschäft im  
ganzen v e rk a u ft w ird ; der entsprechende T e il von : 
RM . 10 000.—  b le ib t im m e r s teuerfre i, wenn eine Be­
te ilig u n g  v e rk a u ft w ird , nach der prozen tua len  Höhe 
der ve rkau ften  B e te iligung  zum  gesamten K a p ita l der 
Gesellschaft.

D er Veräußerungsgew inn is t h ie r (R M . 25 000.—  
. / .  R M . 10 000.—  ) R M . 15 000.— . S teuerfre i b leiben
50%  von R M . 10 000.—  =  R M . 5000.— , so daß steuer­
p flic h tig  bleiben RM . 10 000.— . A n tra g  nach § 58 EStG, 
s te llen !

4. Bei dem h ie r in  Frage stehenden H ote l kann  m an die 
A u fw endungen g le ich  als U nkosten zum  A bzug zulassen. 
D ie Frage, ob eine W erte rh ö h un g  e ingetre ten ist, is t 
h ie rbe i ohne Bedeutung. (R F H . V I  A  140/29 v. 12. 3. 30.)

5- D ie Schm iergelder s ind g rundsä tz lich  vom  R F H . als 
Geschäftsausgaben ane rkann t. Es w ird  jedoch nach der 
Rechtsprechung des R F H . eine genaue P rü fu n g  ve rlang t, 
daß n ic h t un te r dem D eckm ante l „S chm ie rge lde r“  A u f­
wendungen fü r  betriebsfrem de, insbesondere p riva te  
Zwecke durchgehen. Es m uß daher der Steuerbehörde die 
N achprü fung  e rm ö g lich t werden. U n te rb le ib t dies, w e il 
der K a u fm a n n  die Nam en der E m pfänger n ic h t nennen 
w ill,  so kan n  im  Wege der Schätzung auch die Abzugs­
fä h ig k e it des ganzen Postens ve rn e in t werden (vg l. R S tB l. 
1931 S. i n ) .  —  H ie r m üßte im  R ech tsm itte lve rfah ren  
versuch t werden, doch noch einen T e il der Ausgaben als 
abzugsfähig a n e rkann t zu bekom m en. Dabei is t jedoch 
zu beachten, daß die Höhe der Schätzung a u f re inem  T a t­
sachengebiet lie g t, dessen N achprü fung  dem R F H . n ic h t 
m ög lich  is t.

6. W enn  auch die K irchensteuern  als Sonderleistungen 
nach § 17 EStG, abzugsfäh ig  sind, so is t es besonders
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Ä h n lic h  v e rh ä lt es sich bei den andern U nte rb rechungs- 
m aßnahmen. A u f vorhandene Besonderheiten kann  h ie r  
des R aum m angels wegen n ic h t näher eingegangen w er­
den. Z u  bem erken is t aber, daß jede R ückgängigm achung 
der U nte rbrechungshandlung auch die beabsichtigte U n­
te rb rechung a u fh e b t! M a n  s o l l  s i c h  a l s o  
n i c h t  d u r c h  V e r s p r e c h u n g e n  d e s  
S c h u l d n e r s  d a z u  b e w e g e n  l a s s e n ,  e i n e  
a n h ä n g i g  g e m a c h t e  K l a g e  z u r ü c k z u ­
z i e h e n  usw.

Neben diesen a u f M aßnahmen des G läubigers beruhen­
den U nterbrechungen g ib t es dann noch solche, die auf 
M aßnahm en des Schuldners beruhen. Dazu gehören 
A n e r k e n n t n i s  d u r c h  A b s c h l a g z a h l u n g ,  
Z i n s z a h l u n g ,  S icherhe its le istung oder dergl.

D ie Besonderheit der V e rjäh rungsh inderung  beruh t 
da rin , daß fü r  den Schuldner die ab E ntstehung der Schuld 
bis zu r Vornahm e der U n te rb rechungshand lung  ver­
strichene Z e it ve rlo ren  geht, m it  anderen W orten , es be­
g in n t je tz t eine v ö llig  neue V e rjä h ru n g . Inso fe rn  w ird  
durch die V e rjäh rungsh inderung  also im m er der Stand 
des Schuldners versch lechtert.

IV. Die Verjährungshemmung.
Sie unterscheidet s ich von  der behandelten V e rjä h ­

rungsh inderung  hauptsäch lich  dadurch, daß h ie r die Z e it 
vo r der V e rjäh rungshem m ung  m it  e ingerechnet w ird , die 
Sache ru h t n u r so lange, bis die H em m ung beseitig t is t. 
Neben fa m ilie n re ch tlich e n  R ücksichten, S tills tand  der 
Rechtspflege usw. is t die hauptsächlichste fü r  den K a u f­
m ann in  B e trach t komm ende H em m ungsm aßnahm e die 
S t u n d u n g .  Der Geschäftsmann m uß sich bei Stun­
dungsbew illigung  stets vo r Augen ha lten, daß bei der­
a rtigen  Stundungen die V e rjä h ru n g s fris t gewissermaßen 
ve rlängert w ird . Im m e rh in  sp rich t diese Tatsache zu 
Lasten des die S tundung begehrenden Schuldners.

Zweckm äßigerweise so llten  es s ich die Betriebe zur 
Regel m achen, eine gewisse ausreichende Z e it vo r dem 
31. 12. ih re  Bücher da rau f zu p rü fen, ob und welche F or­
derungen durch  die V e rjä h ru n g  bedroht sind. — f —

dann geraten, diese Steuern n ic h t als Unkosten zu be­
handeln, w enn Sonderleistungen in  ke inem  höheren Be­
trage als R M . 240.—  geltend gem acht werden können. Es 
besteht sonst die G efahr, daß die K irchensteuern  zw eim al 
vom  E inkom m en  abgesetzt werden, e inm a l du rch  die 
Verbuchung über U nkosten-K on to  und dann nochm als in  
dem Pauschalabzug von  RM . 240.—  fü r  Sonderleistungen, 
die auch die gezahlten K irchensteuern  m it  abgelten sollen.

7. E in  „K u rs d iffe re n z -K o n to “  u n te r den Creditoren 
b rauch t n ic h t unbed ing t e in  versteckter G ew inn zu sein, 
sondern es könn te  s ich auch handeln um  einen W e rt­
berichtigungsposten, eine K u rss iche rungs-R ückste llung
fü r  A k t iv e n  in  ausländischer W ä h ru n g , die m it  den »
K ursen  am  B ilanzstich tage  bew ertet sind, wenn es u n ­
gewiß erscheint, ob die Kurse so bleiben oder etwa zu rü ck ­
gehen werden.

8. § 13 EStG, g i l t  n u r fü r  die E rm itt lu n g  des G e ­
w i  n n s. E inen  G ew inn g ib t es aber n u r bei den drei 
E inkom m ensa rten : la n dw irtscha ftliches  E inkom m en, ge­
w erbliches E inkom m en , E in ko m m e n  aus sonstiger selb­
ständiger B e ru fs tä tig ke it (§ 7 Abs. 2 E S tG .). Da es sich 
h ie r um  E inkom m en  aus K ap ita lve rm ögen  handelt, 
ko m m t eine E rm itt lu n g  von  G ew inn nach § 13 EStG, 
n ic h t in  Frage. Das E inkom m en  aus K ap ita lve rm ögen  
is t v ie lm ehr der Überschuß der E innahm en über die Aus­
gaben. E ine B e rücks ich tigung  der W ertm in d e ru n g  der 
E ffekten  ka n n  daher be im  P riva tm a n n  n ic h t s ta ttfinden .

9. D er R F H . h a t in  der Entscheidung Bd. 21 S. 263
zu dem h ie r vorliegenden Falle S te llung  genom m en und 
m it  der Begründung, daß Sanierungsgewinne als der ge­
w erb lichen  G ew innerz ie lung gegenüber betriebsfrem de 
Vorgänge n ic h t zu r E inkom m ensteuer herangezogen 
werden können, dah in  entschieden: Schließt e in  K a u f- 
m an m it  seinen G eschäftsgläubigern einen A k k o rd , so is t 
die du rch  den E rlaß  der Schulden e in tretende Verm eh­
run g  seines Geschäftsvermögens n ic h t e inkom m en­
s teuerp flich tig . D r. H . F. P 1 i  n  k  e.



573

Beleg und  B ilanz
4. Jahrgang, H e ft 36
20. Dezember 1931 fl 4 B B uchha ltung  

O rgan isation 
Steh. R eg is tra tu r

Von technisch*wirtschaftlicher Kaufmannsarbeit

Die „stehende“ Schriftgutablage
I .  T ro tz  den §§ 38 und 44 des H G B. und den ständigen 

üblen E rfah rungen  w ird  die Schriftgutab lage  im m e r noch 
in  a llzu  v ie len K au fm annskon to ren  als Nebensache be­
hande lt und  deshalb is t m an m it  ih r  beinahe stets unzu­
frieden. Das ha t w ieder zu r Folge, daß die H erste ller der 
H ilfs m itte l fü r  die Brie fablage unablässig bem üht sind, 
durch Verbesserungen h ie r W ande l zu  schaffen und  das 
Ablegen und W iederfinden der S chrifts tücke  —  überhaupt 
das A rbe iten  in  der S chriftgutab lage  —  zu e rle ich te rn .

Den le tz ten  F o rts c h ritt  au f diesem Gebiete zeigten w ir  
im  B ilde  schon in  H e ft 25 Seite 397 (A bb. 1).

Von a ll den v ie len  Lösungsversuchen haben sich im  
Lau fe  der Jahre als w irk lic h  b rauchbar n u r die B rie f­
ordner —  in  den verschiedensten A ba rten  —  und die 
S te ilhe fter (V e rtik a lre g is tra tu r) behauptet. A lle  sonstigen 
Ablegearten s ind E in tagsfliegen gewesen oder haben nu r 
eine geringe V e rb re itung  gefunden.

Diese beiden A rte n  —  B rie fo rdne r und S te ilhe fte r —  
werden nun  dauernd verbessert, denn sie liegen in  einem 
schweren K am pfe  un tere inander.

D ie Steilablage (V e rtik a lre g is tra tu r)  is t nach den glei­
chen G rundgedanken geschaffen w orden, die —  lange 
Z e it vo rhe r —  die K a rte i entstehen ließen. W ie  die 
K a rte n  in  der K a rte i stehen die S te ilhe fte r h in te re inander 
in  der tie fen  Schieblade.

Das s ieh t im  A n fa n g  sehr sauber und  tadellos aus und 
jeder einzelne H e fte r is t m it  H ilfe  der L e itk a rte n  auch 
rech t schne ll aus der Masse der anderen herauszufinden, 
aber je  m ehr S ch rifts tücke  in  die H e fte r kom m en, desto 
m ehr haben die Deckel die Neigung, n ied rige r zu werden 
und sich h in te r die w eniger s ta rk  ge fü llten  H e fte r zu ver­
stecken. Infolgedessen stehen die O berkanten der Deckel 
m it  den Namen n ich t m ehr alle  in  gle icher Höhe und da­
du rch  w ird  die Ü bers icht sehr erschwert. Daß die A rb e it 
in  e iner solchen Ablage ze itraubender und  um ständ­
lich e r w ird , d ü rfte  jedem  Leser e in leuch ten . Nebenbei 
gesagt is t der A n b lic k  e iner Schieblade m it  de ra rtig  
durcheinanderstehenden H e fte rn  n ic h t e rfre u lich .

Es s ind unzäh lige  Versuche gem acht worden, diesen 
Übelstand zu beseitigen, so z. B. du rch  —  im  Gebrauch 
rech t h inde rliche  —  Ü b e rfa llk lappen  am  A u fsch lag  (der 
offenen Seite) des H efters.

Das beste M itte l w a r im m e r noch, den K a rto n  so d ick  
w ie  m ög lich  zu w ä h le n ; aber er be fried ig te  doch n ic h t 
vo lls tänd ig  —  zum a l e in  höherer Preis in  Frage k a m — ; 
denn im  Laufe  der Z e it legte s ich  der s tä rke r gefü llte  
H e fte r doch auch k ru m m  und die Ü bers icht w a r gestört.

Da w urde die sog. „H ä n g e -R e g is tra tu r“  ersonnen, die 
die ideale Ü bers icht w ie  in  der K a rte i m it  e inem  Schlage 
w iederherste llte . In  jeden H e fte r w urde  eine H a lte ­
schiene m it  e ingehefte t und in  jede Schieblade e in  Hänge­
rahm en eingebaut. D ie H e fte r w urden  um gedreht, also 
m it  dem R ücken nach oben in  die Schiebladen einge­
hangen und befanden sich infolgedessen a lle  stets in  
g le icher Höhe. Ferner w urden  die R ücken scharf ge­
fa lte t, m it  E in te ilu n g e n  bed ruck t und so auch fü r  die 
B ere ite rung  geeignet gemacht.

D ie U m w and lung  e iner b isherigen „S te il“ -A b lage in  
eine „H ä n g e  ablage w a r infolgedessen m it  e in igen 
Kosten verbunden, aber davon ganz abgesehen, s törten 
die oben und un ten  aus den H e fte rn  herausstehenden 
haken fö rm igen  Enden der Hängeschienen be im  A rbe iten  
m it  den H e fte rn  a u f dem S chre ib tisch, in  der A k te n ­
tasche usw. ganz außerorden tlich .

M an stand also vo r der F rage : W ie  kan n  m an diese 
N achte ile  ausschalten, ohne die V o rte ile  der ka rte ia rtig e n  
O rdnung und Ü bers ich t und  die sich daraus ergebende 
schnellere A rb e itsm ö g lich ke it e inzubüßen?

E in  H ers te lle r h a t nun eine ganz verb lü ffend  einfache 
Lösung gefunden.

E r he fte t an Stelle der Hängeschienen besonders ge­
arbeite te Pappstücke „M appen füß e“  in  die H e fte r —  
ebenfalls m it  dem R ücken nach oben —  ein, die nu n  au f

Abb. 1.

diesen „F ü ß e n “  stehen, daher auch der Name „S ta n d “ - 
reg is tra tu r.

V o r a llem  fa lle n  die läs tigen  überstehenden H aken weg. 
D er H e fte r kan n  aus dünnerem  K a rto n  hergeste llt w e r­
den, denn der k rä ftig e  M appenfuß g ib t dem H e fte r einen 
festen H a lt  und das is t be im  Lesen in  der H and sowohl, 
als auch beim  A rbe iten  am  T isch sehr angenehm.

S elbstverständ lich  is t jeder H e fte r am  R ücken s tä rke r 
als am  A u fsch la g : m ehrfache Fa lzung  des K a rtons , H e f­
tu n g  und  R illu n g , Deckle iste usw. Dieser U nterschied 
w ird  du rch  die F o rm  des Mappenfußes —  oben e in fach, 
un ten  doppelt, eine A r t  sogar b re it, —  ausgeglichen. A ls  
Folge davon stehen die H e fte r stets tadellos w ie  die K a r te i­
ka rte n  au fre ch t h in te re inander.

H a tte  frü h e r der H e fte r im m e r das Bestreben, m it  dem 
Rücken, also dem un ten  be find lichen  schweren T e il, nach 
vo rn  zu rutschen, so b e w irk t der M appenfuß das gerade 
Gegenteil. Je vo lle r die H e fte r sind, desto besser ih r  a u f­
rech te r Stand in  der Schieblade und  als Folge davon w ieder 
eine e inw andfre ie  Ü bers icht.

Der hochstehende H e fte rrücken  is t als R e ite rbahn aus­
gebildet und  e n th ä lt folgende E in te ilu n g e n : A lphabe t A  
bis Z , Tage 1— 31, M onate  Januar bis Dezember u nd  die 
N um m ern  o bis 9, so daß m an die H e fte r a lphabetisch,
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geographisch, sach lich , num erisch, ze itlich  usw. ab- 
legen kann .

Da der Name bzw. die Bezeichnung des H efters auf 
dem wagerechten T e il des Rückens steht, also dauernd 
in  „S ic h t“  is t —  ein w ich tig e r V o rte il gegenüber der ge­
w öhn lichen  Steilablage und  auch gegenüber der K a rte i — , 
is t das A bste llen  und A u ffin d e n  des H efters außerordent­
lic h  e rle ich te rt und  beschleunigt, zum al die geschickt 
ausgebaute Bere ite rung  e in  falsches Abste llen  unm ög lich  
m acht.

Es is t ke in  Um bau der Schiebladen no tw end ig  und 
d i e  M a p p e n f ü ß e  w e r d e n ,  wenn die H efte r 
g e fü llt  sind, herausgenomm en und fü r  den nächsten neuen 
H e fte r w i e d e r  v e r w e n d e t .

D ie H e fte r können auch m it  zw eifacher oder v ie rfacher 
H e ftung , m it  L in ksh e ftu n g , auch als Mappen ohne H e f­
tu n g  fü r  lose, ungelochte Papiere usw. ge lie fe rt werden.

Z u r  r ich tige n  F üh ru n g  der „S ta n d “ -R e g is tra tu r emp­
fie h lt es sich, außer der Bere ite rung  auch die bereits fü r  
die Steilablage geschaffenen bew ährten H ilfs m itte l zu 
verw enden: D aue rle itka rten  m it  auswechselbaren Fenster­
re ite rn , Feh lka rten , A ltk a r te n , H inw e iska rten  usw.

Fassen w ir  zusam m en: In  e iner Schieblade der „s tehen ­
den“  Schriftgutab lage  befinden sich a l l e  O r d n u n g  s-

Be im  Prob ieren und Studieren s te llte  s ich nu n  auch 
g le ichze itig  heraus, daß die senkrechte F orm  der Bügel 
und der A u fre ih s tifte  n ic h t die vo rte ilha ftes te  w ar, da die 
S chrifts tücke  be im  Um legen über die Bügel n ic h t schnell 
genug m itg ingen .

D ie aus der A bb ildung  2 e rs ich tliche  neue F orm  der 
Bügel e rle ich te rt n ic h t n u r das Bewegen der S ch rifts tücke  
über die Bügel —  was ja  bei a llen  Ordnern m it  u n te rte ilte m  
Register die H aup ta rbe it is t —  ganz außerordentlich , 
sondern e rhöh t auch das Fassungsvermögen des Ordners 
u m  i — i  Y2 cm, also bis zu r technisch m ög lichen  Grenze.

Infolgedessen is t auch das Ablegen bzw. Herausnehm en 
von S ch rifts tücken  e rle ich te rt worden und die Papiere 
werden je tz t noch m ehr als frü h e r geschont.

H in s ic h tlic h  der Schne lligke it und E in fa ch h e it des 
Ablegens und des Herausnehm ens w a r der O rdner dem 
„S c h n e ll“ hefter, m an nennt ih n  heute n u r noch „H e fte r “ , 
von jeher überlegen, heute is t der U nterschied n a tü r lic h  
noch größer geworden.

Hand in  H and m it  der Verbesserung des Bügels g ing 
das Streben nach e iner bequemeren H andhabung der 
K lem m schiene, was ebenfalls in  ausgezeichneter Weise 
gelungen is t. M ußte frü h e r die K lem m schiene m it  Ge­
w a lt nach oben bzw. he run te rgedrückt werden, was eine

Abb. 2.

m e r k m a l e  s t e t s  i n  g l e i c h e r  H ö h e  —  w ie 
in  der K a rte i —  und da a l l e  N a m e n  s t ä n d i g  
i n  „ S i c h t “  sind, also u n m itte lb a r abgelesen werden 
können, is t das Suchen und F inden außerorden tlich  le ich t, 
besonders da es d u r c h  d i e  B e r e i t e r u n g  —  
und die L e itka rte n  —  b e d e u t s a m  u n t e r s t ü t z t  w ird .

D ie Ersparnisse an A rb e it und Z e it s ind so w esentlich, 
daß auch in  e iner m ittle re n  S ch riftgu t-A b lage  das m orgend­
liche  E ino rdnen  der tags vo rhe r e rled ig ten S chrifts tücke  
um  Stunden frü h e r geschehen sein kann.

U nd das is t fü r  jede Brie fab lage äußerst w ic h t ig ; das 
zeitraubende Suchen in  den noch n ic h t abgelegten er­
led ig ten S chrifts tücken  m uß m it  a llen  zu Gebote stehenden 
M itte ln  verm ieden werden.

II .  Das massenhafte Aufkommen der bügellosen 
Mappen

und O rdner in  der N achkriegsze it —  die m eisten sind in ­
zw ischen w ieder vom  M ark te  verschwunden —  schreckte 
end lich  auch die großen B rie fo rd n e rfa b rika n ten  aus ih re r 
Ruhe au f und zwang sie, sich m it  der F rage: K ann  das 
Fassungsverm ögen der B rie fo rdne r vergrößert werden? 
angespannt zu beschäftigen.

D er bisherige B rie fo rdne r nu tzte  nä m lich  —  bei 8 cm 
R ückenbre ite  —  n u r etw a 4 % — 5 cm  m it  S ch rifts tücken  
aus, es blieben also 2— 2 y2 cm to te r R aum  ü b rig . H ä tte  
m an n u r ein ige wenige Ordner in  Gebrauch, dann spielte 
das keine R olle , aber schon bei B rie fab lagen von 100 Ord­
nern —  solche g ib t es Zigtausende —  m achte das 2 bis 
2 x/2 M eter nu tz los beanspruchten R aum  aus.

Dahingegen w erte ten die bügellosen Mappen und  Ord­
ner den R aum  ganz w esentlich  w ir ts c h a ftlic h e r aus, z. T. 
haben sie überhaupt ke inen to ten  Raum .

n ic h t geringe K ra ftans trengung  bedingte, und g le ich­
ze itig  die M echan ik  s ta rk  beanspruchte —  eine sehr üble 
Folge z. B. is t das Lockerw erden der A u fre ih s tifte  — , so 
genügt heute e in  müheloses Drehen des Riegels in  der 
M itte  der Schiene, um  die K lem m ung  zu erzie len bzw. zu 
entspannen, ohne daß die M echan ik  überhaup t ange­
g riffen  w ird .

Doch n ic h t genug dam it, e in H ers te lle r g ing  noch einen 
S ch ritt w e ite r. B eka n n tlich  stehen die O rdner in  Fächern, 
und es is t unausb le ib lich , daß beim  H erausnehm en des 
Ordners aus dem Fach bzw. beim  H ine ins te llen  die U n te r­
kan ten  der Deckel sich an der scharfen K an te  des Fach­
brettes a llm ä h lic h  abscheuern. U nd es is t auch gar n ic h t 
zu verm eiden, daß h in  und w ieder der eine oder andere 
B rie fo rdne r „E se lsoh ren “  bekom m t, also die Ecken e in­
brechen.

F rühe r schon ha t m an  einen sog. K antenschutz um  die 
U n te rkan ten  gelegt, aber dadurch w urde der Ordner 
teu re r und die M eta llschiene verbog sich doch h ie r und 
da e inm a l oder b rach auch w o h l ab, wenn sie zu k rä f t ig  
gew ählt und deshalb zu s ta rr w ar, um  den Bewegungen 
des Deckels schnell genug fo lgen zu können.

Der neue „P a n ze rra n d “  besteht dagegen aus weicherem  
M eta ll, seine Zähne fassen zw ar k rä ft ig  in  den Deckel 
ein, aber ohne ih n  zu zerstören. Dabei b le ib t der Deckel 
aber genügend biegsam.

Der Panzerrand is t der denkbar beste Schutz gegen 
B ruch  und Verschleiß, ve rle ih t also dem O rdner eine 
lange Lebensdauer. U nd doch is t der O rdner m  i t  Panzer­
rand  n ic h t teurer, als andere o h n e  solchen!

Paul S c h l e n k e r .
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2 Versicherungswesen 
N o tve ro rdnung  

v. 8. 12. 1931

Die Neuregelung der Sozialversicherung 
durch die Notverordnung vom 8. Dezember 1931

Die neue N o tve ro rdnung  b rin g t wesentliche Abände­
rungen a lle r Zweige der Sozia lversicherung, die nach­
stehend, sow eit die Versicherten daran in te ressie rt sind, 
näher e rlä u te rt werden sollen.

A. K r a n k e n v e r s i c h e r u n g .  
Einschränkungen der Kassenleistungen, 
a) Grundsätzliches.

Gemäß A b sch n itt 2 a. a. O. werden bis zu einer ander­
w e itigen  gesetzlichen Regelung die Le istungen aus der 
K rankenve rs iche rung  a u f die Regelle istungen beschränkt. 
D anach dü rfen  die Krankenkassen im  Sinne der Reichs­
versicherungsordnung (R V O .) den M itg liede rn  
nur noch folgende Leistungen
gew ähren :

K ra n ke n h ilfe , d. h. ä rz tliche  Behandlung, Versor­
gung m it  A rzn e i, sowie k le ine ren  H e ilm itte ln  und 
K rankenge ld  au f die H öchstdauer von  26 W ochen und 
zw ar K rankenge ld  n u r in  Höhe von  50%  des G rund­
lohnes, W ochenh ilfe  nach § 195a R V O ., Sterbegeld in  
Höhe des 2ofachen Betrages des G rundlohnes. Da­
gegen fa lle n  die b isher noch von e iner großen Z a h l von 
Kassen gew ährten M ehrle is tungen (A usdehnung der 
K ra n k e n h ilfe  bis zu 39 W ochen, un te r Um ständen sogar 
bis zu 52 W ochen, E rhöhung  des Krankengeldes von 
50 a u f 60 %  des G rundlohnes, von  der siebten K ra n k ­
heitswoche an, Z a h lu n g  eines erhöh ten  Hausgeldes 
bei K rankenhauspflege fü r  V ersicherte  m it  m ehr als 
e inem  Angehörigen , G ew ährung von  Zahnersatz an 
M itg liede r, Z ah lu n g  eines erhöh ten  Sterbegeldes) fo rt.

Auch bei der Familienhilfe
t r i t t  eine wesentliche E insch ränkung  durch  F o r tfa ll der 
M ehrle is tungen e in. F am ilie n h ilfe  da rf in  Z u k u n ft nu r 
noch gemäß § 205 R VO . den V ers icherten fü r  den un te r­
ha ltsberech tig ten  Ehegatten und  die un terha ltsberech­
tig te n  K in d e r a u f die D auer von  13 W ochen gew ährt 
werden. D ie b isher zulässige Ausdehnung der F am ilie n ­
krankenpflege au f sonstige Angehörige, die m it  dem V er­
s icherten in  häuslicher G em einschaft lebten, und von  ih m  
ganz oder überw iegend un te rh a lte n  w urden  und sich im  
In lande au fh ie lte n  (z. B. E lte rn , Schw iegereltern, G ro'

lie n h ilfe  n ic h t m ehr erheben, eine Regelung, w ie  sie fü r  
die P flich tkrankenkassen  bereits durch  die N V . vom  
26. J u li 1930 vorgesehen w ar.

b) Ausnahmen.
B ezüglich  des F ortfa lle s  der M ehrle is tungen sind fo l­

gende Ausnahm en vorgesehen:

1. ble iben laufende Le istungen u n berüh rt. W elche Le i­
stungen als „ la u fe n d “  anzusehen sind, w ird  sich im  
e inzelnen aus den vom  R eichsarbe itsm in is te r zu er­
lassenden A usführungsbestim m ungen ergeben. A n ­
zunehm en ist, daß bei V ers icherungsfä llen , die vo r dem 
1. Januar 1932 e ingetreten sind, die M ehrle is tungen 
noch gew ährt werden dürfen.

2. M it  Z us tim m un g  des Oberversicherungsam tes können 
die K rankenkassen die W iedergew ährung von M ehr­
le is tungen e in fü h re n . Voraussetzung da fü r ist jedoch, 
d a ß  d e r  B e i t r a g  m i n d e s t e n s  a u  f  5 %  
d e s  G r u n d l o h n e s  h  e r  a  b g e s e , z * w i r d .  
(D ie  Kassen, die also die höchsten Beir a ge erheben, 
haben die gesetzliche E rlaubn is  cria ^ en, ih re  M it­
g lieder am  schlechtesten zu beha“ '*dn . Das is t als be­
sonders „s o z ia l“  anzusehen, zumal die Kassen m it  
höheren B e iträgen dann no-'o!arC“  dle am  wenigsten 
sparsamen sind. F.)

Bei B e itragserhöhung«1 ^  m ebr als 5 %  des G rund­
lohnes fa lle n  die M eK le lcunSen m it  so fo rtige r W ir ­
ku n g  weg.

F ü r die Ersatzkassr* g ll‘  ‘i l ® g lic h e  Regelung, jedoch 
m it  der Maßgabe, d J .an Ste’ le des O berversicherungs- 
am ts als der zrvd" d,lge"  Behörde fü r  die W ieder­
b e w illig u n g  de -1 e h rle istungen das Reichsversiche­
rungsam t t r i t

c) Regelung^ Bezietlungen der Krankenkassen 
untere-' “ r ‘

So a S1®h t vorJ d.aß fü r  K ra n ke , die außerhalb des 
p z i r ) / . lh re r . Kasse Le istungen der ö rt lic h  zuständigen 

• ^ a Z^der KoVt" A fnSP£ ICh nehmen müssen, dieser K a s s e ls  
E rrT?eddK^ t ® n £u r K rankenpflege von der Kasse, deren 
j-fahed der Betreffende ist, der B e trag  von R M  1 —  täe

T Ä Ä  § 6 ha t d ie \ is h e r ig e  K ra n k e n !e ite rn , S tie fk inde r, Geschwister inne rh a lb  e iner bestim m *11 Kasse derjen igen K r a n k e n ^ « , ,  > .• j •
sowie ohne Entc" ‘, t  piege F ä llen  des § 313 Abs. 1 R V O  ’ d ie ' M U e l ie ^ h l f ¿ " f '̂

G ew ährung ZU e rs ta tten ' die ih r  durch
in  den ersten ? M ochenhllfe  oder Fam ilienw ochenh ilfe  
den erwachs 3 M °.nate"  der M itg liedscha ft des Betreffen- 
S tre itfä lfe  hd fn ' ■ u ' f 6 .R ^ge lunS is t getroffen worden, um  
lienw och ’ h fr h ^ g h c h  der W ochenh ilfe  oder Fam i- 
£  ° “ h d”  N V - " •  3» e rgeben h , „ » ,

B- U n f a l l v e r s i c h e r u n g ,

E in s T h ia n ^  d e m G e b ie te  ^ r  U n fa llve rs iche rung  sind

ru n g f^ ^ S n  LeiStUng6n ^  S°"Stige Verä"d-
a) Fortfall bzw. Einschränkung von Renten.

g e w ä h rt3 K a p ' V '  aü  ° -  § 2 w ird  eine U n fa llren te  n ic h t 
g t, wenn die E rw e rbs fä h ig ke it des V erle tz ten  in -

A ltersgrenze, sowie ohne E n tge lt angenom mene Plege 
k inde r) is t durch  die Neuregelung beseitigt. A u ch  he .1- 
her als M ehrle is tung  zulässige G ew ährung von l r 51a ll, 
hauspflege an Fam ilienangehörige  k o m m t i* 5̂  zur 
desgleichen die G ew ährung der Kosten fü r  A ^ f m t t e ln  
Höhe von 70% , sowie die G ew ährung w 1 V taf:tung 
und anderen als k le ine ren  H e ilm itte ln . ^  v 5° %  zu- 
der Kosten fü r  A rzn e i is t n u r noch in  >°he 
lässig.

Der Fortfall der Mehrleistungen •> w ie  bei den
t r i t t  sowohl bei den P flic h tk ra n k e n k at z*cassen nach 
Ersatzkrankenkassen e in ; bei de-“ 1® jedoch n u r au f 
§ 503 der R V O . bezieht sich die F.r ‘ 
die ve rs icherungspflich tigen  M j j le * die N otve ro rd - 

A ls  Z e itp u n k t des I n k r a f t t *  ! "  I - Januar 1932, 
nung fü r  die P f l ic h tk ra n W  , , -f? 2.. Vor; D ie E r- 
fü r  die Ersatzkassen der ra ®e ^ür Fam i-
satzkassen dü rfen  ab

575



576
fo lge des U n fa lls  u m  w eniger als e in  F ü n fte l gem indert 
is t, sofern der Betreffende n ic h t bereits a u f G rund eines 
frühe ren  U nfa lles A nspruch  a u f eine Verle tz tenren te  aus 
der U n fa llve rs iche rung  oder a u f K rankenge ld  hat. A uch  
im  le tz te ren  Falle  fä l l t  jedoch die U n fa llren te  fo rt, wenn 
die H undertsätze der V erle tz tenren ten  n ic h t m ehr als 
25 v. H . betragen. E ine  W iedergew ährung der Rente 
nach F o r tfa ll is t n u r begründet, solange die E rw erbsfäh ig ­
k e it des V erle tz ten  in fo lge  e iner wesentlichen V e rsch lim ­
m erung der U n fa llfo lg e n  fü r  länger als 3 M onate um  
m ehr als ¡4 gem indert is t. D ie Rente w ird  fe rner ge­
w ä h rt, wenn der V erle tz te  au f G rund eines frühe ren  U n­
fa lles wegen e iner Verle tz tenren te  von m ehr als V, der 
V o llren te  abgefunden worden ist.

H a t der V erle tz te  2 Jahre lang  Rente von 20 v. H . der 
V o llren te  bezogen, so fä l l t  sie gemäß § 3 a. a. 0 . weg, 
sofern  der V erle tz te  n ic h t a u f G rund eines anderen U n­
fa lles A nspruch  a u f eine V erle tz tenren te  aus der U n fa ll­
vers icherung  oder a u f K rankenge ld  ha t oder er wegen 
e iner V e rle tz tenren te  von  m ehr als %  der V o llren te  ab­
gefunden w orden is t. E in  R ech tsm itte l gegen die M it­
te ilu n g , daß die b isherige Rente n ic h t m ehr gew ährt w ird , 
is t  im  a llgem einen ausgeschlossen (vg l. § 11 a. a. 0 .) .

U n te r gewissen Voraussetzungen is t auch, fa lls  nu r 
eine vo rläu fige  Rente zu gewähren is t, die Pauschal­
ab findung des Betreffenden durch  eine G esam tvergütung 
in  Höhe des vo rauss ich tlichen  Rentenaufwandes zu­
lässig. B ezüglich  der G ewährung von  Le istungen is t 
außerdem den Berufsgenossenschaften gestattet, durch 
ih r«  Satzungen gewisse Sonderbestim m ungen zu treffen. 
D ie Vorschriften  über die G ew ährung von  K rankenge ld  
aus der U n fa llve rs iche ru n g  sind denen der K ra n ke n ve r­
sicherung an gepaßt worden, auch der A nspruch  a u f K ra n ­
kengeld aus der U n fa llve rs iche rung  ru h t nunm ehr gemäß 
§ 7 a. a. O., Vvo^n un(j  SOw e it der V erle tz te  A rbe itsen tge lt 
e rhä lt.

D u rch  diese N tUl<<!;elung w e rden die bisherigen Ver­
e inbarungen zw isc en K rankenkassen und  Berufsgenos­
senschaften abgeancnrt werden müssen, der Reichs­
a rbe itsm in is te r kann  i<eru>i deren Beziehungen abw ei­
chend von  den V o rs c h ril« n ie r  R V q  regei n

b) Organisatorische \  '•äivferungen bei den Be­
rufsgenossenschaften.

Gemäß Abschn. 2 § 2 a. a * f l l ssen yon  e inem  Z e it­
p u n k t an, den der Reichsarbeitsm i.,.t  festsetzt
den Organen der Berufsgenossenschal ^ t z t ,
s icherten A rbe itnehm er bisher n ic h t ^
V e rtre te r der Vers icherten  ^  ^  ^ b e a u f s ic h t s :  
beam ter angehoren. D ie V ers iche iten  v e  haben
insgesamt die gleiche S tim m enzahl, w ie  die 
U nte rnehm er e insch ließ lich  des V ors itzenden, ^  
m eng le ichhe it is t die A b s tim m u n g  in einer n e u e ^ u m -  
zu w iederholen, an der der G e w e rb e -A u fs ich tsb ea ^  ^ng 
nehm en muß.

Ferner s ieht die N V . vo r, daß der R e ichsarbe itsm in is 
Näheres über die S icherung der rech tlichen  Ste‘ lu ^ e. 
technischen Aufsich tsbeam ten  und über die J 3eScha t ‘ ‘  
gung  von  Personen im  technischen A u fs ich tsd ienst be­
s tim m en kann , die frü h e r den versicherten Betrieben als 
A rbe itnehm er angehört haben.

C. G e m e i n s a m e  V o r s c h r i f t e n ,  
a) Fortfall von Renten.

Kap. IV  der N V . e n th ä lt un te r der Ü be rsch rift „G e ­
m einsame V o rsch rifte n “  eine A nzah l von Beschrän­
kungen der Renten in  der R eichsversicherung der A n ­
geste lltenversicherung und der knappscha ftlichen  Pen­
sionsversicherung.

1. Fortfall der Kinderzuschüsse und Waisenrenten
von e iner bestim m ten A ltersgrenze an, sowie Beschrän­
kung  des Personenkreises.

Nach § 1 a. a. O. werden ab 1. 1. 1932 K inderzuschüsse 
und W aisenrenten über das vollendete 15. Lebensjahr 
h inaus n ic h t gew ährt, fe rne r gelten bezüglich  des K in d e r­
zuschusses und der W aisenrente S tie fk inde r und E nke l 
n ic h t als K inde r.

2. Fortfall der Kiuderzuschüsse unter bestimmten
Voraussetzungen.
W ährend  fü r  die G ewährung der K inderzuschüsse 

nach der b isherigen Regelung Voraussetzung led ig lich  
die E r fü llu n g  der W arteze it w ar, w ird  gemäß § 2 a. a. 0 . 
die Rente e iner versicherten E he frau  fü r  ih re  K inde r, 
die eheliche K in d e r des Ehemannes sind, oder deren 
rech tliche  S te llung  haben, um  den K inderzuschuß  n u r 
e rhöh t, wenn die Versicherte vo r E in t r i t t  des Versiche­
rungsfa lles den U n te rh a lt der K in d e r ganz oder über­
w iegend b es tritten  hat. W aisenrente an eheliche K in d e r 
des h in terb liebenen Mannes w ird  nach dem Tode einer 
versicherten E he frau  n u r gew ährt, w enn die Verstorbene 
den U n te rh a lt der K in d e r ganz oder überw iegend be­
s tr itte n  hat. M ehreren Em pfängern  von  Renten aus 
e inem  Versicherungszweige w ird  der K inderzuschuß  fü r  
dasselbe K in d  n u r e inm a l gew ährt. B e im  Zusam m en­
tre ffen  m ehrerer W aisenren ten  aus e inem  Versicherungs­
zweige w ird  die W aisenrente n u r e inm a l gew ährt und 
zw ar zum  höheren Betrage.

3. Kürzung bei Rentenhäufung.
Falls  die Voraussetzungen fü r  m ehrere Renten aus der 

In va lidenve rs iche rung  oder fü r  m ehrere Renten aus der 
A ngeste lltenvers icherung  Zusam mentreffen oder neben 
dem A nspruch  a u f eine Rente aus der Inva lidenve rs iche ­
ru n g  der A nspruch  a u f eine Rente aus der A ngeste llten­
vers icherung  t r i t t ,  e rh ä lt der Berechtigte  h ie r die höchste 
Rente.

4. Kürzung der Hinterbliebenenrenten.
Die H in te rb liebenenren ten  aus e inem  Versicherungs­

zweige dü rfen  zusamm en n ic h t höher sein, als die Rente 
e insch ließ lich  des Kinderzuschusses, die dem V ersto r­
benen aus diesem Versicherungszweige z. Z t. des Todes 
zustand oder zugestanden hätte, wenn er zu diesem Z e it­
p u n k t In va lid e  (beru fsunfäh ig , vo ll e rw erbsun fäh ig ) usw. 
gewesen wäre, sonst werden sie nach dem V e rhä ltn is  
^irer Höhe gekü rz t. B e im  Ausscheiden eines H in te r­

ebenen erhöhen sich die H in te rb liebenenren ten  bis 
l1 zulässigen Höchstbetrage. In  der U n fa llve rs iche - 
reL is t eine Höchstbegrenzung der H in te rb liebenen- 
w °röcu f 2/ 3 des Jahresarbeitsverdienstes vorgenom m en 

D r, A lfre d  S c h n e i d e r .

, .1- V, für am Textteil- Cari Muhme, Berlin-Johannisthal,
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dafür Porto beigefügt ist.
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Quellenangabe gestattet.
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betreffenden_Mertel]ahre^ur u r gobüh^ ^  weitere ange-

auf Aush f'Rc KM. 4. . Jede weitere Beratung innerhalb 
ausgesetzt. Jjteljahrs pro Briefseite 11M. 4.— . Bei Anträgen 
Verlagsbuch *'l das Einverständnis mit Vorstehendem vor- 

Abbestellungen Stuttgart Kr. 9347 Muth’eche
eines Vierteljah > «’ ''“ ‘'.gart.)
bleibt der Bezug’ müssen bis zum 20. des letzten Monats 

Verhinderung des Erscl? Verlag eingegaogen sein, andernfalls 
Sperrung, Betriebst# folgende Vierteljahr bestehen, 
auf Lieferung der Zedurch höhere Gewalt, Streiks, Aus­
zugsgeldes, ebenso keincisw., begründet keinen Anspruch 
Anzeigenteiles. oder auf Rückzahlung des Bc-

Erlüllungsort und Gcriehtstand:7anspruch von Benutzern des

Druck der Cl*

4.G., Stuttgart
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